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Editorial 


Die neue Eugenik-Kampagne gegen 
behindertes Leben hat nach den Kon- 
flikten um Singer und Merkel den jüng- 
sten Höhepunkt überschritten. Das 
heißt aber noch nicht, daß der Kampf 
gewonnen sei. Noch lange nicht. Was 
in Marburg nicht möglich wurde, über 
unser Lebensrecht zu diskutieren, das 
soll jetzt in Utrecht fortgesetzt werden. 
Überhaupt geht international die Euge- 
nik-Diskussion muter weiter Unser 
anti- eugenischer Widerstand hat dabei 
den Eindruck verstärkt, daß das Thema 
Eugenik eben nur in Deutschland mit 
seinen Erfahrungen aus der NS-Zeit 
nicht diskutierbar ist, ansonsten aber 
diskutiert werden muß. Dies natürlich 
im Interesse der Betroffenen. 

Nach den dramatischen Fehlern die 
das deutsche Volk im Nationalsozialis- 
mus begann, könnten sie uns doch we- 
nigsten abnehmen, daß man aus Erfah- 
rung lernen kann. Aber selbst dieser 
geringe und teuflisch begründete Vor- 
teil wird jetzt zum Nachteil: „Die Deut- 
schen können dieses Thema nicht 
emotionsios diskutieren, was andere 
Völker aber können. Denn Eugenik ist 
ja nicht faschistisch, nur weil sie die Fa- 
schisten anwandten.' In den Niederları- 
den ist das Thema Sterbehilfe im ge- 
rade geführten Wahlkampf eines der 
entscheidenden Themen gewesen. 
Das müssen wir uns mal vorstellen!! 
Politiker werden gewählt, weil sie für 
Sterbehilfe sind. 

Gerade weil wir aus Erfahrung lernen 
mußten, gerade darum muß von 
Deutschland aus der heftigste Wider- 
stand gegen alle eugenischen Tenden- 
zen ausgehen. Wir werden es schwer 
haben noch. Aber nicht nur in der Ab- 
wehr lebensbedrohlicher Ideen gibt es 
Probleme. „die randschau“ ist wieder 
voll mit Niederlagen aber auch mit Sie- 
gen in unserem alltäglichen Kampf um 
Gleichberechtigung. 

Immer wieder geht es dabei um Zusarn- 
menschlüsse der Betroffenen, auch in- 
ternational. Am 21.10.89 haben sich Ak- 
tive aus verschiedenen bundesdeut- 
schen Bewegungen zur Diskussion 
über die Gründungsnotwendigkeit ei- 
nes Anti-Eugenischen-Netzwerkes ge- 
troffen. Was dabei herausgekommen 
ist, wußten wir bei Redaktionsschluß 
noch nicht. Die nächste randschau wird 
es berichten. 


Langzeitarbeitsiose 


Am Mittwoch den 15. 11. 89 von 10.30 
Uhr bis 16.15 Uhr veranstaltet die BAG 
Hilfe für Behinderte im Gustav-Heine- 
mann-haus zu Bonn eine Arbeitsta- 
gung zur „Beschäftigung für Langzei- 
tarbeitslose“ - Untertitel: 
Möglichkeiten und Perspektiven einer 
aktiven Förderung behinderter und ge- 
sundhseitlich beeinträchtigter Arbeit- 
nehmer auf dem Arbeitsmarkt. 
Vertreterlnnen der Bundesregierung, 
der Arbeitgeberverbände, der Gewerk- 
schaften, der Bundesanstalt für Arbeit, 
der CDU, der SPD und des Deutschen 
Städtetages werden miteinander disku- 
tieren. Wenn mensch betrachtet, was 
zugunsten behinderter Erwerbssu- 
chender bei Gesprächen dieser Institu- 
tionen in der Vergangenheit rausge- 
kommen ist, besteht keine Hoffnung 
auf einen greifbaren Erfolg für die Be- 
troffenen. Vertreterinnen wirkungsvol- 
ler neuer Ideen sind nicht eingeladen. 
Trotzdem, weitere Informationen zu der 
Fachtagung: BAGH, Kirchfeldstr. 149, 
4000 Düsseldorf 1/Ruf: 0211-310060. 


Blauer Albatros 


Nach eineinhalbjähriger Vorbereitung 
hat nun die Initiative „Blauer Albatros“ 
die konkrete inhaltliche Arbeit aufge- 
nommen, Ein Teil der Bevölkerung, so 
beklagt das Faitblatt, ist von der belieb- 
testen Freizeitgestaltung, nämlich dem 
Urlaub, ausgeschlossen. Für körperli- 
che und geistig Behinderte, psychisch 
Kranke und alte Menschen, die nicht 
über ausreichende Mittel verfügen, ist 
Urlaub kaum möglich. In der Regel blei- 
ben dann nur die Freizeitangebote der 
gemeinnützigen Organisationen und 
Verbände, bei denen Betroffene in ge- 
schlossenen Gruppen verreisen und 
wieder unter sich sind. Es fehlt vor al- 
lem an attraktiven Reisezielen, geeig- 
neten Transportmitteln, kostengünsti- 
gen Unterkünften, die den Bedürfnis- 
sen der Betroffenen entsprechen, und 
Reisehelfern. Der „Blaue Albatros” will 
die Öffnung der kommerziellen Reise- 
angebote für alle. Er informiert über 
preiswerte Unterkünfte, geeignete 
Transportmöglichkeiten, Pauschalan- 
geböte, Reisehelfer und ist bei der Ver- 
mittlung solcher Angebote behilflich. 
Zusätzlich berät er über Finanzierungs- 
möglichkeiten, „Blauer Albatros - Rei- 
sen für alle“, c/o Hermann Munzel, 
Parkstr. 96, 2800 Bremen 1. 


Polio-Konreß 


Im April 1989 fand in München ein inter- 
nationaler Kongreß zu den „Spätfolgen 
nach Poliomyelitis" statt. Untertitel: 
Chronische Unterbeatmung und Mög- 
lichkeiten selbstbestimmter Lebensfüh- 
rung Schwerbehinderter. Die 
300seitige, deutschsprachige Doku- 
mentation dazu hat Uwe Frehse inzwi- 
schen fertiggestellt (ISSN 0934-893X 
Preis 10,- DM incl. Versand). Die Doku- 
mentation kann bei der Pfennigparade 
- Beratungsdienst, Barlachstr. 24-38 in 
8000 München 40 bestellt werden. Vor- 
her ist der Kaufpreis auf das Konto der 
Stiftung Pfennigparade Nr.: 12 - 172 
300 bei der Stadtsparkasse München 
(BLZ 701 500 00) unter dem Stichwort 
„Spätfolgen“ einzuzahlen. 


Schlüsselprobleme 


Auf Initiative des CBF Darmstadt wur- 
den im Sommer 1986 die Behinderten- 
toiletten in allen bundesdeutschen Au- 
tobahn-Raststätten mit einem einheitli- 
chen Schließsystem ausgerüstet. Die 
Besitzerin der Autobahn-Raststätten - 
die bundeseigene Gesellschaft für Ne- 
benbetriebe (GfN) - war zu dieser Ak- 
tion bereit, weil der CBF Darmstadt sei- 
nerseits den Vertrieb der notwendigen 
Schlüssel übernahm - mit großem Er- 
folg : 50.000 Schlüssel wurden inzwi- 
schen abgegeben. 

Rund 250 Städte, aber auch einige Wa- 
renhäuser und Freizeiteinrichtungen 
haben inzwischen ihre Behindertentoi- 
letten ebenfalls mit diesem bundesein- 
heitlichen Schließsysterm ausgerüstet. 
Alle Behinderten, die bereits im Besitz 
des bundeseinheitlichen Toiletten- 
schlüssels sind, können sich also sehr 
vie! freier in der ganzen Bundesrepu- 
blik bewegen. Leider unterstützen nicht 
alle Pächter von Autobahn-Raststätten 
diese erfolgreiche Aktion; Manche 
Pächter benutzen die Behindertentoi- 
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Selbst-Ver-Achtung 


Die ‚Vereinigung medizinisch-chiru- 
gisch Geschädigter in Deutschland 
e.V‘ hat an den Bundespräsidenten ge- 
schrieben mit der Forderung, für 1990 
ein Jahr der Rollstuhlfahrer auszu- 
rufen. 

Die Vereinigung meint, die Zahl der Be- 
hinderten sei „erschreckend“ ange- 
wachsen. In München gäbe es ca. 
15.450 und in Bayern insgesamt ca. 254 
708 „mit diesem harten Schicksal“. 
„Auch den Vorstand und Gründer der 
Vereinigung (Edmund Dicker) hat es 
getroffen seit neun Monaten“. "Die Ver- 
einigung fordert die Bürger auf, diesem 
vom Schicksal schwer geprüften Perso- 
nenkreis Toleranz, Achtung und Hilfs- 
bereitschaft entgegen zu bringen. Kei- 


ner weiß, ob es ihn nicht auch trifft! 


EN FÜR ALLE 


letten als Abstellraum, - Nicht alle 
Pächter sind bereit, das Schließsystem 
zu pflegen (dabei würde etwas Graphit 
von Zeit zu Zeit genügen) - Manche 
Pächter bauen sogar zusätzliche 
Schlösser ein, um so den Zugang mit 
dem bundeseinheitlichen Schlüssel zu 
unterbinden. 

Wir können nicht akzeptieren, schreibt 
der CBF Darmsatdt, daß ein kleines 
Stück Freiheit und Selbständigkeit für 
Behinderte aus Unkenntnis oder Ge- 
dankenlosigkeit beeinträchtigt wird. 
Wir bitten alle Pächter und alle ande- 
ren, die für Behindertentoiletten verant- 
wortlich sind: Sorgen Sie in Ihrem Be- 
reich dafür, daß die Behindertentoilet- 
ten immer zugänglich und benutzbar 
sind. Wir bitten alle Benutzer von Be- 
hindertentoiletten: Informieren Sie uns, 
wenn eine Behindertentoilette nicht zu- 
gänglich oder nicht benutzbar ist - mit 
möglichst genauer Angabe von Name 
und Ort der Einrichtung, damit wir 
nachhaken können - auch in Ihrem In- 
teresse. Und wenn $ie selbst auch ei- 
nen Schlüssel benötigen, schicken Sie 


‘uns bitte eine Kopie Ihres Behinderte- 
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nausweises; Legen Sie einen Scheck 
über 15 DM bei oder überweisen Sie 15 
DM auf unser Postgirokonto Frankfurt 
13 14 15-601 (BLZ 500 100 60). 


Der große Scheiß 
25 Jahre 
Aktion Sorgenkind 


Seit 25 Jahren verbreitet nun schon die 
„Aktion Sorgenkind“ ein anti- emanzi- 
patorisches Bild vom Behinderten, des- 
sen Leben mit sovielen Sorgen behaftet 
ist, daß er in hohem Maße spendenbe- 
dürftig ist. 

Die Spenderinnen können aus der di- 
stanzierten Sicherheit von Bankeinzah- 
lern sich ein gutes Gewissen kaufen 
und dabei sogar noch gewinnen. Durch 
die drei Lotterien „Vergißmeinnicht“, 
„Drei mal Neun“ und „Der große Preis“ 
kamen bis Mai 1989 1,3 Milliarden DM 
zusammen. Über 15 Milliarden DM 
wurden bisher an 17.670 Träger verteilt. 
Die Bundesregierungen haben die „Ak- 
tion Sorgenkind‘‘ stets gern gesehen. 
Werden doch den Bundesbürgerinnen 
durch diesen gigantischen Mitleidsap- 
parat zusätzliche Mittel entlockt, die 
der Staat sonst hälte aus Steuermitteln 
aufbringen müssen. Ein Ende der Ak- 
tion ist nicht in Sicht. Es gibt kaum poli- 
tischen Protest gegen sie. Aus den mei- 
sten Organisationen der Behinderte- 
narbeitet kann ein ehrlicher Protest gar 
nicht mehr kommen, denn sie haben 
sich schon aus Mitteln der Aktion Sor- 
genkind finanziert, mehr oder weniger 
gezwungen. Denn eine Initiative, die 


ein Projekt starten will, wird fast 
zwangsläufig auf die Mittel der Aktion 
Sorgenkind verwiesen. Die dann wie- 
der mit diesen Projekten für sich wirbt. 
Wir sagen nicht „Danke schön“, 


Sportliche 
Selbstfindung 


Warum treibt ein Behinderter Hochlei- 
stungssport? Liest mensch die Be- 
richte über Wettkämpfe Behinderter in 
der Allgemeinpresse, so schwingt da 
immer die Anerkennung mit, daß mit 
der Höchstieistung die eigene Behin- 
derung überwunden wird, und dieses 
„Selbstbewußtsein - trotzdem“. Die ak- 
tiven behinderten Sporllerinnen ärgern 
sich immer gewaltig darüber. Jüngste 
Berichte von den Versuchen, in Düssel- 
dorf parallei zur Reha 89 einen Welt- 
sportverband zu gründen, lassen aber 
wieder mal daran zweifelt, ob zumindest 
die gehörlosen und die körperbehin- 
derten SportlerInnen nicht tatsächlich 
nichts anderes wollen, als ihre Behin- 
derung zu überwinden. Überwinden 
heißt ja eben nicht akzeptieren sondern 
loswerden, irgendwie diese Behinde- 
rung als Makel loswerden. 


Service-Haus-Verein e.V. 


Gemeinnütziger Verein zur Förderung, Errichtung 


und Bewirtschaftung von Service-Häusern 


Der Service-Haus-Verein aus Sinzig hat 
einen Brief an unseren „sehr geehrten 
Bundeskanzler“ geschrieben. Wir zi- 
tieren: 

„die erklärte Absicht der Bundesregie- 
rung, in den nächsten Jahren den Bau 
von einer Millionen neuer Sozialwoh- 
nungen zu fördern, bietet zugleich die 
historisch einmalige und - wenn ver- 
säumt - unwiederbringliche Chance, 
die den Behinderten und altersge- 
brechlichen Senioren schon lange ver- 
sprochene Integration und soziale Re- 
habilitation zu verwirklichen. Dazu be- 
darf es bei der Vergabe der Bundesmit- 
tel lediglich der Auflage, daß in den neu 
entstehenden Häusern jeweils die Er- 


4 


dgeschoßwohnungen behinderten- 
und altengerecht, das heißt ohne Stu- 
fen, mit ein paar Zentimeter breiteren 
Türen sowie Steckdosen in Sitzhöhe, 
gebaut werden, was in der Regel ohne 
Mehrkosten zu machen ist. 

Wenn diese Wohnungen dann noch an 
das (in vielen Städten bereits vorhan- 
dene) Haus-Notruf-System ange- 
schlossen werden und leistungsfähige 
Sozialstationen und Mobile-So- 
ziale-Hilfsdienste zuverlässig die not- 
wendige Mindestbetreuung überneh- 
men, können nach Schätzung von Ex- 
perten 80 Prozent der jetzigen Heimbe- 
wohner das sind rund 400.000 
Menschen, privat wohnen“. 


u EEE 0 En Eh Mn 2 2 Ku 


Sechs internationale Sportverbände 
gibt es, den für Körperbehinderte, den 
für Querschnittgelähmte, den für 
Blinde, für Gehörlose, cerebral Behin- 
derte und Geistigbehinderte. Nachdem 
der Behindertensport immer mehr An- 
erkennung der Medien erhält, sind die 
Damen und Herren Aktive und beson- 
ders ihre Funktionäre selbstbewußt ge- 
worden und wollen an den ganz norma- 
len - allerdings dann erweiterten - 
Olympischen Spielen teilnehmen. 
Dazu soliten sie aber erstmal, so 
meinte der oberste Olympia-Boss Sa- 
maranch einen Weltverband gründen. 
Damit war er erst einmal das Problem 
los, denn wer will schon Behinderte ab- 
lehnen, selbst wenn er möchte. 

In Düsseldorf kamen nun die Verband- 
funktionäre zur Gründung eines Welt- 
verbandes zusammen, was aber ZUu- 
nächst mal schief ging. Die Gehörlosen 
wollen ihre eigenen Weltspiele beibe- 
halten: „Denn sie sind ja gar nicht be- 
hindert“. Die Rollstuhlfahrer wollen ge- 
meinsame Spiele boykottieren, wenn 
da auch Geistigbehinderte starten, mit 
denen sie, Zeus hilf, nichts zu tun ha- 
ben wollen. Dazu kam noch die Angst 
der Funktionäre um ihre Posten und 
erstmal das Aus. Es wird weiterverhan- 
delt, und vielleicht schafft in der Zwi- 
schenzeit ein Mensch das Unmögliche, 
seine Behinderung zu überwinden. 


Keine Ahnung 


Der SPD-Bundestagsabgeordnete 
Würtz hatte da eine Frage: (Zitat} Wie 
bewertet die Bundesregierung das „Iu- 
krative Geschäft mit dem Tod“, das bei 
2.000 bis 3.000 Selbsttötungen jährlich 
durch die Gesellschaft für Humanes 
Sterben (DGHS) erzielt wird, wenn zwei 
Mitgliedsbeiträge zu je 50 DM nach 
Jahresfrist zum Bezug einer Broschüre 
mit Anleitung zum Selbstmord berech- 
tigen, und erwägt die Bundesregierung 
in diesem Zusammenhang ein Verbot 
der Werbung für diese „Selbstmordan- 
leitung“. 

Obwohl der ehemalige Ministerpräsi- 
dent Barschel, regierungsnah, sich, 
wie vermutet wurde, mit Hilfe der 
DGHS-Anweisung aus der Verantwor- 
tung, nämlich aus dem Leben zog, ist 
der Bundesregierung der Inhalt nicht 
bekannt. Der Parlamentarische Staats- 
sekretär wäscht in Unschuld: 

{Zitat) Die Bundesregierung mißbilligt 
entschieden Anleitungen zur Selbsttö- 
tung. Sie können Kurzschlußhandlun- 
gen verzweifelter Menschen begünsti- 
gen und verhindern, daß der in existen- 
ziellen Notlagen gebotene menschli- 
che Beistands und die erforderlichen 
medizinischen und psychologischen 


Hilfen nicht in Anspruch genommen 
werden. Aus Presseberichten ist der 
Bundesregierung bekannt, daß die 
DGHS an ihre Mitglieder eine Bro- 
schüre mit Anleitungen zur Selbsttö- 
tung ausgibt, deren inhalt der Bundes- 
regierung nicht bekannt ist. Auch über 
die in der Frage als „lukrative Ge- 
schäfte mit dem Tod“ qualifizierten 
. Praktiken der DGHS hat die Bundesre- 
gierung keine Erkenntnisse. Die Bun- 
desregierung prüft, ob bestimmte Ver- 
haltensweisen in dem angesprochenen 
Bereich verboten werden können. (Zita- 
tende) 

Die Deutsche Gesellschaft für Soziale 
Psychiatrie hat der Bundesregierung - 
speziell dem bearbeitenden Mitarbeiter 
Dr. Jelen im BMJFFG - inzwischen ihr 
umfangreiches Material zur DGHS an- 
geboten. 


DGSP 


Deutsche Gesellschaft für 
Soziale Psychiatrie e.V. 


Versicherung für 
Behinderte 


Versicherungsmerkblatt für behinderte 
Menschen und ihre Angehörigen sowie 
für Menschen in Einrichtungen der Be- 
hindertenhilfe. 

Die Frage nach Art und Ausmaß eines 
ausreichenden Versicherungsschutzes 
stellt behinderte Menschen und Fami- 
lien mit behinderten Kindern oft vor 
Probleme. So stellen sich z.B. manche 
Versicherungsgesellschaften auf den 
Standpunkt, daß die Geburt eines be- 
hinderten Kindes ein anzeigepflichtiger 
Tatbestand mit der Folge von Prämien- 
zuschlägen sei, weil sich damit angeb- 
lich die versicherte Gefahr erhöhe. Da- 
gegen zeigt die Erfahrung, daß ein be- 
hindertes Kindi.d. R. weniger Schaden 
verursacht als ein nichtbehindertes, 
was eher eine Risikominderung und 
keine -erhöhung darstellt. 

Daher kann es sinnvoll sein, sich über 
die Auswahl des bestmöglichen Versi- 
cherungsschutz im Zusammenhang 
mit einer Behinderung eingehender zu 
informieren. Dabei will ein vom Bun- 
desverband für spastisch Gelähmte 
und andere Körperbehinderte heraus- 
gegebenes, 12 Seiten umfassendes 
Merkblatt helfen, dessen Text der Versi- 
cherungsfachmachmann Joachim 
Loos erstellt hat. Die Darstellung geht 
davon aus, daß Behinderte wie Nicht- 
behinderte Träger von Rechten und 


„Aufstand der 
Betreuten“ 


Hans-Peter Meier und Adolf Ratzka ha- 
ben einen Film gedreht, den es nun als 
15mm-Farbkopie oder als VHS-Vi- 
deo-Kassette zu bestellen gibt. 

Der Autor des Films, Dr. Adolf Ratzka, 
schildert, wie er selbst durch das Vor- 
bild eines schwerbehinderten Studen- 
ten, des Mitbegründers der inzwischen 
weltweiten Independent-Living-Bewe- 
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sönlicher Macht, vor allem aber eine 
Frage des Bewußtseins.“ 

Der Film kostet für den persönlichen 
Gebrauch DM 95,-, für nichtgewerbli- 
che Zwecke als Organisation/Einrich- 
tung der Bildungs- ung Behindertenar- 
beit 150,- DM. Für sonstige Zwecke 
muß ein Preis jeweils ausgehandelt 
werden. 

Hans-Peter Meier Filmproduktion, Blu- 
tenburgstr. 57, 8000 München 19, Tel.: 
089/ 187018 


gung, Ed Roberts, den Weg aus dem 
Krankenhaus ins Studentenheim und 
schließlich zur Selbständigkeit schaffte. 
Im Rahmen eines großen Rehab.-Kon- 
gresses in den USA zeigt der Film 
neue, von den Betroffenen selbst ange- 
regte und teilweise entwickelte Atemhil- 
fen und andere ungewöhnliche Bei- 
spiele med.technischer Problemiösun- 
gen: „Wir sind Experten in eigener Sa- 
che“ und „wir sind nicht Patienten, wir 
sind nicht krank, nur behindert.“ 

An drei Beispielen schildert er dann die 
Philosophie und Praxis der Indepen- 
dent-Living-Bewegung für gleiche Bür- 
gerrechte und eigenverantwortliches 
Leben: „Behinderung ist kein Schick- 
sal, kein medizinisches Problem, son- 
dern ein Problem politischer und per- 


Pflichten und damit zugleich auch Trä- 
ger von Risiken sind, deren Folgen z.B. 
durch Abschluß einer Versicherung ge- 
mindert werden können. Das Merkblatt 
ist unterteilt! nach Versicherungs- 
schutz, den ein behinderter Mensch 
persönlich benötigt, und Versiche- 
rungsschutz, der durch Einrichtungen 
der Behindertenhilfe besorgt werden 
sollte. 

Die Broschüre kann zum Stückpreis 
von DM -,80 zuzüglich Porto und Ver- 
packungsmatertal bestellt werden beim 
Bundesverband für spastisch Ge- 
lähmte und andere Körperbehinderts e. 
V. Brehmstraße 5 - 7, 4000 Düsseldorf 


KONTAKTE 


Single, white, jewish, 29 year old male 
draftsman and engineering student 
from the U.S.A. wishes to correspond 
with a woman. Write to: Maury Hirsch- 
korn, 925 Fulton St., Farmingdale, NY, 
11735, U.S.A. 


Doris Klappert ist am 6.10.1949 geboren 
und Rollstuhlfahrerin. Sie sucht eine 
Bekanntschaft - behindert oder auch 
nieht. Ernstgemeinte Zuschriften bitte 
an folgende Anschrift: Schweimer 
Straße 47 in 5630 Remscheid-Lennep 
11 (Tel.: 02191/662307). 
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DISWEB 


Im September haben sich in Ud- 
del/Holland 27 Frauen aus 9 Ländern 
zu einer Konferenz behinderter Frauen 
getroffen. Der Schwerpunkt dieses Tref- 
fens lag auf drei Arbeitsgruppen, zu 
den Themen „Gen- und Reproduktion- 
stechnologie", „Arbeit und Ausbildung” 
und zu der Frage, wie nichtbehinderte 
Frauen behinderten Frauen in ihrem 
Kampf um größere Unabhängigkeit un- 
terstützen könnten. Praktisch und theo- 
retisch haben wir uns außerdem mit 
Selbstverteidigung beschäftigt. Die An- 


leitung erfolgte vonm einer behinderten 
holländischen Frau. Wir haben uns ge- 
genseitig über verschiedene Wohnfor- 
men und Ässistenzangebote für behin- 
derte Frauen informiert, uns einen Film 
über Lebensumstände von Behinder- 
ten in Dänemark angesehen und nahe 
bei Amsterdam unterschiedliche Wohn- 
formen für behinderte kritisch betrach- 
tet. Mit einem Fest, bei dem auch ein 
Kulturprogramm von behinderten 
Frauen für uns geboten wurde, endete 
die völlig ereignisreiche, bewegenden 
und informativen 4 Tage. Wir möchten 
alle sehr gern, daß es weitergeht. Aus 
diesem Grund haben wir auf unserem 
Treffen „disweb“ ins Leben gerufen. 
„disweb" bedeutet 


Wanderwege 


Freunden des Fahrradsports ist der 
Radwanderweg „Liebliches Taubertal" 
längst bekannt. Wer weiß aber, fragt 
das betreffende Verkehrsamt, daß ca. 
60 km des insgesamt 100 km lamgen 
Radweges auch mit dem Rollstuhl be- 
fahren werden können? Diese Strecke 
verläuft von Rothenburg oT. eben und 
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immer an der Tauber entlang bis nach 
Weikersheim. In den behindertenge- 
rechten Jugendherbergen in Rothen- 
burg oT., Creglingen und Weikersheim 
kann bei einer mehrtägigen Unterneh- 
mung auch übernachtet werden. Wei- 
tere Auskünfte: Verkehrsamt, 6993 Cre- 
glingen, 07933/70111 


Fachtagungsbericht 


Dokumentation der Fachtagung zur 
Verbesserung der Lebenssitutation äl- 
terer körper- und mehrfachbehinderter 
Menschen 


Mit Angeboten für eine sinnvolle und 
weitgehend selbstständige Lebensge- 
staltung für ältere Menschen mit Behin- 
derungen beschäftigte sich eine Fach- 
tagung, zu der der Bundesverband für 
spastisch Gelähmte und andere Kör- 
perbehinderte e. V. im November 1988 
nach Stuttgart eingeladen hatte, Die 
dort vorgestellten Projekte, die von dem 
Vorstand angeschlossenen Ortsverei- 
nen erarbeitet und erprobt wurden, sind 
jetzt in einer 44 Seiten umfassenden 
Dokumentation zusammengefaßt 
worden. 


Sie beziehen sich auf 


— Angebote der Erwachsenenbildung 
und Freizeitgestaltung 


— ambulante pflegerische Versorgung 


— Wohnangebote im ländlichen und 
großstädtisch geprägten Raum. 


Ergänzt wird die Darstellung durch Be- 
richte von zwei behinderten Menschen 
im fortgeschrittenen Alter, die - ausge- 
hens von sehr unterschiedlichen Fami- 
lienverhältnissen und zeitbedingten 
Umständen - eine ihren Fähigkeiten 
und Möglichkeiten angemessene Le- 
bensform älterer körper- und mehrfach- 
behinderter Menschen. 


Die Dokumentation kann zum Preis von 
DM 2,- zuzüglich Porto und Ver- 
packungsmaterial beim Bundesver- 
band für spastisch Gelähmte und an- 
dere Körperbehinderte e. V., Brehm- 
straße 5 - 7, 4000 Düsseldorf 1, ange- 
fordert werden, 


„Hier spricht Finch, 
der Spastiker“ 


Eine Sammlung literarischer Texte über 
das Leben mit einer Behinderung 


Der Bundesverband für spastisch Ge- 
lähmte und andere Körperbehinderte e, 
V. begeht in diesem Jahr sein 
30jähriges Bestehen; die vom Verband 
herausgegebene Zeitschrift „Das 
Band“ erscheint im 20. Jahr. Aus die- 
sem Anlaß hat der Verband einige Er- 
zählungen zusammengestellt, die in 
den letzten Jahren in seiner Zeitschrift 
veröffentlicht wurden und die einen Ein- 
blick in die Lebensbewältigung unmit- 
teibar Betroffener vermitteln. Sie ma- 
chen den Wandel im Selbstverständnis 
behinderter Menschen und ihrer Fami- 
lien deutlich, 


— wenn z. B. Henry, der sich selbstbe- 
wußt „Krüppel“ nennt, unseren Um- 
gang mit Behinderten als modisch 
durchgestylten Ego-Trip entlarvt, 


— wenn Finch, der Spastiker, der seine 
brillante Intelligenz zur Kontrolle seines 
behinderten Körpers benutzt, seine Ge- 
fühle entdeckt und verzweifelt fragt, 
wer er denn eigentlich ist, 


— wenn eine Mutter anfängt, sich da- 
gegen zu wehren, daß immer und über- 
allsie es sein soll, der die Schuld an der 
Behinderung ihres Sohnes zugescho- 
ben wird. 


Die 24 Seiten umfassende Schrift kam 
zum Preis von DM 1,50 zuzüglich Porto 
und Verpackungsmaterial beim Bun- 
desverband für spastisch Gelähmte 
und andere Körperbehinderte e. \W., 
Brehmstraße 5 - 7, 4000 Düsseldorf 1, 
bestellt werden. 
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Selbstbestimmt Leben in Europa 


Adolph Ratzka ist ein deutscher Behin- 
derter, der in Stockholm lebt und arbei- 
tet. Von den wenigen „internationalen 
Persönlichkeiten“ unter den bewegten 
Behinderten der Welt ist er eine große 
Nummer. 

Seine besondere Vorliebe gilt dem in- 
ternationalen Independent-Living- Mo- 
vement und darin den selbstbestimm- 
ten Hilfsdiensten Behinderter. Für diese 
Dienste hat er die Bezeichnung „Per- 
sönliche Assistenz“ geformt. Die bun- 
desdeutsche Bewegung hat diesen Be- 
griff aufgenommen und versucht, ihn 
durchzusetzen gegen all diese 
schrecklichen Begriffe wie „Betreuung, 
Pflege, Hilfe usw.“ 

Adoph Ratzka hielt das Eingangsrefe- 
rat einer Internationalen Arbeitstagung 
im April dieses Jahres, die von der grü- 
nen Fraktion des deutschen Bundesta- 
ges und der GRAEL im Europäischen 
Parlament getragen wurde. Er nennt 
diese Konferenz historisch: „Zum er- 
sten Mal hatten Menschen mit Behin- 
derungen selbst eine Treffen im Euro- 


päischen Parlament. Zum ersten Mal in 
Europa war eine internationale Konfe- 
renz der Persönlichen Assistenz gewid- 
met. Zum ersten Mal wurde eine wahr- 
haft internationale Konferenz des Inde- 
pendent Livings abgehalten. Zum er- 
sten Mal wurde ein Netzwerk des 
Independent-Livings geformt.“ 


Trotz erheblichen Zeitdrucks wurde 
eine Resolution von den über 100 Teil- 
nehmer!nnen verabschiedet, die das 
Recht behinderter Menschen auf Per- 
sönliche Assistenz beschreibt und for- 
dert. Als zweiten großen Erfolg erach- 
ten wir die Gründung eines Netzwer- 
kes, des Independent-Living- Komitees, 
dessen Vorsitzender Adolf ebenfalls ist. 
Bundesdeutsche Vertreterin in diesem 
Ausschuß ist Theresia Degener aus 
Frankfurt. 

Das Eingangsreferat, daß die Philoso- 
phie des Indepentend-Livings umfaßt, 
drucken wir hier mit leichten Kürzun- 
gen ab, sodann die verabschiedete Re- 
solution. - 


Independent Living - 
Selbstbestimmtes 
Leben 


Die Sozialpolitik wird typischerweise 
nicht von den Menschen gestaltet, die 
am meisten davon betroffen sind. Bis- 
her mußten diejenigen, die Hilfe in An- 
spruch genommen haben, die Ent- 
scheidungen akzeptieren, die uns von 
anderen. Menschen aufgezwungen 
wurden. Da wir häufig als hilfslos be- 
trachtet werden und angeblich unser ei- 
genes leben nicht selbst in die Hand 
nehmen können, gehen die Öffentlich- 
keit und häufig auch wir selbst davon 
aus, daß es das beste für uns ist, wenn 
andere, die Professionellen, diese Ent- 
scheidungen für uns treffen. 

1992 wird der EG-Binnenmarkt Realität 
werden. Bei den Vorbereitungen für 
diesen Termin arbeiten Politiker und 
Experten nun daran, die meisten Berei- 
che des Lebens innerhalb der Europäi- 
schen Gemeinschaft zu harmonisieren. 
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Diejenigen von uns, die nicht in EG- 
Ländern leben, werden höchstwahr- 
scheinlich auch von diesem Schritt be- 
troffen sein. Harmonisierungsbemü- 
hungen werden auch im Bereich der 
Sozialpolitik angestrengt. Für uns ist 
dies sowohl eine Gefahr als auch eine 
Chance. Wiedereinmal sehen wir uns 
dem Risiko gegenüber, daß wichtige 
Entscheidungen ohne unseren Beitrag 
getroffen werden. Wir haben aber noch 
immer Zeit, um uns Gehör zu verschaf- 
fen. Wir können uns austauschen und 
eine gemeinsame Plattform erarbeiten, 
Mit der wir Entscheidungsträger in un- 
seren jeweiligen Ländern und auf EG- 
Ebene beeinflussen können. 


Erwartete Ergebnisse 


dieser Konferenz 


Eines der Ergebnisse dieser dreitägi- 
gen Konferenz wird - so hoffen wir - ein 
Dokument sein, das die grundlegenden 
Bestandteile der Dienste Persönlicher 


nicht als isolierte Veranstaltung be- 
trachten, sondern als Anfang einer 
Reihe sich wiederholender Konferen- 
zen und gemeinsamer Projekte. Wenn 
wir unser Ziel erreichen und unsere Le- 
bensqualität durch Persönliche Assi- 
stenz verbessern möchten, dann müss- 
sen wir fähig sein, systematisch, kon- 
zentriert und Schritt für Schritt über 
eine lange Zeit zu arbeiten. 

Welches ist die Philosophie der Selbst- 
bestimmt-Leben-Bewegung und was 
sind ihre Ziele? 


Anti-Diskriminierung 


Die Bewegung kämpft gegen die Diskri- 
minierung von Menschen mit Behinde- 
rungen und für mehr persönliche und 
politische Macht. Überall werden Men- 
schen mit Behinderung als Gruppe im 
Bereich der Erziehung, am Arbeits- 
platz, in Bezug auf Einkommen, Woh- 
nen, im Verkehr, im Familienleben, im 
sozialen, politischen und wirtschaftli- 


Assistenz darlegt, die uns stärker ma- 
chen und uns dem Zie! der vollen und 
gleichberechtigten Beteiligung näher 
bringen, 

Wir sollten ferner einen Plan darüber 
entwickeln, wie wir die gegenwärtigen 
Bemühungen fortsetzen und an der 
Verbesserung der Dienste Persönlicher 
Assistenz zusammenarbeiten können. 
Wir sollten das gegenwärtige Treffen 
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chen Leben unserer Gemeinden be- 
nachteiligt. Einige von uns haben noch 
nicht einmal die Chance zu leben, weil 
sie umgebracht werden, bevor sie ge- 
boren sind. Je mehr der einzeine von 
uns an praktischer Hilfe benötigt, je 


schlimmer ist die Diskriminierung, der 
er ausgesetzt ist. Eines unserer Ziele 
ist es, in allen Ländern Gesetze einzu- 
führen, die die Diskriminierung von Be- 
hinderten illegal macht. 


Entmedikalisierung 


Einer der Gründe, aus denen wir diskri- 
miniert werden, ist, daß wir von dem, 
was „normal“ ist, abweichen. Die Ge- 
sellschaft tendiert dazu, Menschen, die 
anders sind, als „krank“ abzustoßen. 
Kranke Menschen brauchen nicht zu 
arbeiten, sind von den normalen Pflich- 
ten des Lebens befreit und leben am 
Rand der Gesellschaft. Solange wir von 
der allgemeinen Öffentlichkeit als 
krank betrachtet werden, wird man 
kaum verstehen, warum wir beispiels- 
weise normale öffentliche Verkehrsmit- 
tel nutzen möchten, und nicht damit zu- 
fieden sind, den Krankenwagen zu neh- 
men. Eines unserer wichtigsten Ziele 
ist es, unserer Gesellschaft und uns 
selbst den Unterschied zwischen 
Kranksein und Gesundsein klar zu ma- 
chen, und daß wir normale Bürger mit 
Behinderungen sind, die die gleichen 
Rechte auf ein gutes Leben haben, wie 
jeder andere. 


Ent- 
institutionalisierung 


Da wir häufig als krank betrachtet wer- 
den, werden viele von uns einfach in 
Krankenhäusern und krankenhausähn- 
lichen Institutionen isoliert. Behauptun- 
gen zufolge können wir „dort besser 
betreut werden“, Wir müssen diese be- 
sonderen, unmenschlichen und degra- 
dierenden Apartheit-Lösungen ab- 
schaffen und unsere Teilnahme am ge- 
sellschaftlichen Leben durchsetzen. 


Ent- 
professionalisierung 


Viele halten uns für Kranke, die „ge- 
heilt“ oder zumindest “rehabilitiert" 
werden müssen. Viele glauben, daß wir 
der besondern liebevollen Fürsorge 
durch eine Menge von Menschen in 
weißen Kitteln bedürfen. Je behinderter 
wir sind, je kränker sind wir in den Au- 
gen unserer Umgebung und umso pro- 
fessionellere Ausbildung benötigen die 
Leute, denen die Aufgabe zufällt, uns 
zu betreuen. Auf diese Weise hat die 
Gesellschaft die Kontrolle über unser 
Leben den Fachleuten anvertraut. Viele 
von uns sind in dem Glauben erzogen 
worden, daß ein Arzt oder ein Sozialar- 
beiter am besten qualifiziert ist, über 
unser Leben Entscheidungen zu tref- 
fen. Je mehr Macht wir den Menschen 
in weißen Kitteln zusprechen, umso we- 
niger glauben wir an unsere eigene 


Stärke. Es ist an der Zeit, daß wir eine 
realistische Einschätzen davon bekom- 
men, was andere Leute für uns tuen 
können und was wir für uns selbst tur 
können. Es ist an der Zeit, daß wir die 
Macht zurückgewinnen, die wir den 
Professionellen übertragen haben. 


Kontrolle über unsere 
Organisationen 


Haben wir Organisationen für Behin- 
derte oder Organisationen von Behin- 
derten? Wird die Kontrolle von nichtbe- 
hinderten Professionellen ausgeübt, 
die Behinderte als Klienten betrach- 
ten? Oder tragen Menschen die Verant- 
wortung, die selbst wissen, was es 
heißt, Teil einer unterdrückten Minder- 
heit zu sein, Menschen, die für ihre ei- 
genen Kräfte kämpfen? Dies gilt nicht 
nur für den Vorstand, wir benötigen 
auch die Mitarbeiterpositionen, wo die 
alltäglichen Entscheidungen getroffen 
werden, Gegenwärtig ist die Arbeitslo- 
sigkeit unter Behinderten groß, wir 
brauchen die Arbeit und die Ausbil- 
dungsmöglichkeiten, die unsere Orga- 
nisationien bereitstellen. 

Die Gesellschaft betrachtet uns als hilf- 
lose Menschen, die nicht für ihre eige- 
nen Belange eintreten können. Wenn 
wir zulassen, daß Nichtbehinderte in 
unseren Organisationen für uns spre- 
chen, dann bestätigen wir diese Vorur- 
teile. Was würde die Öffentlichkeit von 
der Frauenbewegung halten, wenn vor- 
wisgend Männer dort Ämter be- 
kleiden ? 

Wir brauchen die Zusammenarbeit mit 
nichtbehinderten Freunden in unserem 
Kampf um Gleichberechtigung. Wenn 
unsere Freunde jedoch Verständnis für 
unsere Sache haben, dann werden sie 
die wichtigen Positionen innerhalb un- 
serer Organisationen aufgeben. 


Selbstverwaltung in 
unseren Diensten 


Ein weiterer Grund für Menschen mit 
Behinderungen als Mitarbeiter in unse- 
ren Organisationen ist, daß wir - was 
unsere Belange - betrifft die besten Ex- 
perten sind. Dienste, wie z.B. Beförde- 
rung oder Assistenz, werde typischer- 
weise von nichtbehinderten Fachleuten 
konzipiert, kontrolliert und verwaltet. 
Diese Menschen, wie gut ihre Absich- 
ter auch immer sein mögen, können 
einfach nicht den Einblick in unsere Be- 
dürfnisse, unseren Lebensstil und un- 
sere Ziele haben. Infolgedessen gibt es 
Behindertenfahrtendienste, die nur von 
Montag bis Freitag, benutzbar sind, als 
ob wir an den Wochenenden unsere 
Wohnungen nicht zu verlassen bräuch- 
ten. Das Gleiche gilt für Dienste per- 
sönlicher Assistenz, die nur innerhalb 
der politischen Grenzen unserer Städte 
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und Gemeinden Dienste anbieten, als 
ob wir nie das Bedürfnis hätten, über 
die Grenzen der Stadt hinaus zu 
fahren. 

Wir haben eine Wahl: Wir können uns 
weiterhin als machtlose Opfer fühlen, 
als Opfer des mangelnden Verständnis- 
ses, der Verschwörung - oder was auch 
immer - anderer Menschen. Oder wir 
können das Gefühl haben, unser Leben 
selbst kontrollieren zu können und es 
selbst zu meistern, Wenn wir nicht die 
Rolle des Opfers spielen wollen, dann 
müssen wir in der politischen und prak- 
tischen Arbeit der Gestaltung unserer 
Schlüsseldienste selbst die Initiative er- 
greifen. 


Peer Counselling 


Das Selbstbestimmte Leben ist in Wirk- 
lichkeit grundlegende angewandte Psy- 
chologie. Die bedeutenste Änderung, 
die wir vollziehen müssen, ist eine Än- 
derung in uns selbst. Wir brauchen 
nicht zu warten, bis andere Menschen 
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soweit sind, daß sie ihre Einstellung 
uns gegenüber ändern. Wenn wir uns 
selbst anders betrachten, dann werden 
uns auch andere Menschen in ande- 
rem Licht sehen. Wenn wir uns selbst 
als gleichberechtigte Bürger achten, 
wird es leichter für uns sein, andere da- 
von zu überzeugen, daß wir über die 
gleichen Rechte verfügen wollen, 

Es ist schwer, das Selbstbild zu ändern. 
Es gibt Zeiten, in denen wir mit Men- 
schen sprechen müssen, mit denen wir 
uns identifizieren können, weil sie in ei- 
ner gleichen Situation sind oder waren, 
Das Beispiel einer solchen Person ist 
eine viel größere Hilfe als der beste Rat 
eines nichtbehinderten Experten. Die 
„selbstbestimmt Leben Bewegung“ 
hält sich auf systematische Weise an 
diesen Grundsatz. Wir nennen es 
„Peer Counselling“. Peer Counselling 
heißt, die Früchte seiner Erfahrungen 
zu teilen. Es ist unser wichtigstes Bil- 
dungsinstrument, alle anderen durch 
einen Austausch praktischer Informa- 
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tionen, persönlicher Erfahrungen und 
Erkenntnisse zu stärken, zu stärken 
durch ein zunehmendes Bewußtsein 
über unsere Rolle in der Gesellschaft 
und über das, was nötig ist, um uns 
selbst zu befreien. 


Vernetzung 


Dadurch, daß wir uns gegenseitig Vor- 
bild sind und unsere Erfahrungen aus- 
tauschen, brauchen wir uns gegensei- 
tig. Wir sind alle in der gleichen Situa- 
tion. Wir alle werden in unserer Gesell- 
schaft unterdrückt Haben wir dies 
ersteinmal erkannt, dann ist es nur 
noch ein kleiner Schritt bis zu der Er- 
kenntnis, daß wir uns gegenseitig un- 
terstützern müssen, daß wir uns zusam- 
menrotten müssen, um das System zu 
bekämpfen, und daß wir gemeinsam 
eine bessere Welt schaffen. Alle von 
uns hier haben wahrscheinlich diese 
grundlegende Erfahrung gemacht, 
man braucht nur eine Gruppe von 
Krüppel zusammen zu bekommen, und 
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Diskussion 
simultanübersetzt 


die Politiker werden zuhören - voraus- 
gesetzt, daß man seine Karten richtig 
ausspielt. Jeder von uns kann nur da- 
von profitieren, wenn er sich anschließt. 
Nur gemeinsam können wir politische 
Macht erringen. Das ist die einzige 
Macht, um Bewegung in die Sache zu 
bringen. Aus diesem Grund müssen wir 
uns organisieren. 

Es war eine der Stärken des Indepen- 
dent-Living-Movements, meiner Auffas- 
sung nach, daß nicht genügend Inter- 
esse am Aufbau hierarchischer natio- 
naler Organisationen mit lokalen Glie- 
derungen bestand. Stattdessen gibt es 
Gruppen und Initiativen, die auf lokaler 
Ebene mit konkreten Bedürfnissen tätig 
sind. Alle diese lokalen Organisationen 
sind voneinander unabhängig. Im Be- 
darfsfall können flexible Zusammen- 
schlüsse sich um Einzelfragen herum 
bilden. Was jedoch äußerst wichtig ist, 
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ist daß jede dieser lokalen Gruppen 
oder Initiativen sich als Teil einss Net- 
zwerkes betrachtet, eines Netzwerkes 
für den Austausch von Gedanken, tech- 
nischer Hilfen und Bildungsmöglich- 
keiten. 


Was ist „Persönliche 
Assistenz“? 


Zunächst: Jeder nimmt Assistenz in An- 
spruch. Heutzutage sind wir alle von- 
einander abhängig. Niemand kann all 
die Aufgaben wahrnehmen, die zur Auf- 
rechterhaltung seines Lebensstiles er- 
forderlich sind. Statt also den eigenen 
Wagen selbst zu reparieren, bringen 
wir ihn in eins Werkstatt. Die meisten 
verstehen nicht genug von Autos oder 
haben nicht die Zeit. Indem man sich 
das Wissen und die Ressourcen eines 
anderen zu Nutze macht, kanrı man 
den Mangel an eigenen Fähigkeiten 
oder Zeit kompensieren. Die Menschen 


bei denen wir nicht so gut sind. Wir ds- 
legieren Aufgaben, um die Zeit und die 
Energie zu haben, um uns darauf zu 
spezialisieren, waswir gut erledigen 
können. „Persönlich“ bedeutet, daß die 
Assistenz auf meine persönlichen Be- 
dürfnisse zugeschnitten wird. „Persön- 
lich“ bedeutet ebenfalls, daß der Benut- 
zer entscheidet, welche Aktivitäten de- 
legiert werden müssen, und wem, 
wann und wie die Aufgaben übertragen 
werden. 

Was sind die Alternativen zur „Persönli- 
chen Assistenz“? Im Deutschen wer- 
den die Begriffe „Betreuer“, „Pfleger“, 
„Haushaltshilfe“, „Helfer“ usw. be- 
nutzt. Die meisten dieser Begriffe bein- 
halten das Wort „Pfleger“. Für mich hat 
dieses Wort die Bedeutung, jemanden 
zu pflegen, der sich nicht selbst helfen 
kann. Die Beziehung zwischen Pfleger 
und Gepflegtem, die dieser Begriff im- 
pliziert, ist keine auf freiwilliger Basis 
zu beiderseitigen Nutzen. Es drückt 


Behindertengerechte 
Herberge 


konzentrieren sich darauf, was sie ihrer 
Auffassung nach gut bewältigen kön- 
nen. Die meisten anderen Dinge über- 
lassen sie jemand anderem, Auf diese 
Weise kann man effizienter sein inso- 
fern, als mehr geschafft wird. 

„Persönliche Assistenz“ heißt also, daß 
wir unsere Behinderungen kompensie- 
ren können, indem wir anderen Perso- 
nen Aufgaben übertragen. Diese Auf- 
gaben betreffen Aktivitäten, die wir 
selbst nicht durchführen könrıen oder 
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nicht eindeutig aus, daß der “Ge- 
pflegte" jemand ist, der selbst entschei- 
det, was zu tun ist. Wenn wir Dienste 
gestalten möchten, die uns dem Ziel 
der Chancengleichheit näher bringen, 
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müssen wir eine Ausdruck für diese 
Dienste finden, der uns als verantwor- 
tungsbewußte und fähige Bürger abbil- 
det, die ihr Leben selbst meistern und 
nicht nur passive Objekte sind.Die 
Sprache beeinflußt und enthüllt Einstel- 
lungen, einschließlich unserer eigenen 


Einstellung uns gegenüber. 
Unechte 
Unabhängigkeit 


Diejenigen von uns, die hilfsbedürftig 
sind, sind an ein eingeschränktes Le- 
ben gewöhnt. Die meisten von uns sind 
bereits der gegenwärtigen Rehabilita- 
tionsphilosophie ausgesetzt gewesen, 
die von uns verlangt, daß wir soviel wie 
möglich oder gar mehr selbst tun. "Er- 
weitere deine Grenzen, bemühe dich 
noch stärker. Übe, übe. Werde nicht 
faul, benutze deinen manuellen Roll- 
stuhl (z. B.)." 

Unser erstes Ziel ist es, nach Auffas- 
sung von Rehabilitationsfachleuten, 
unabhängig zu sein und mit einem Mi- 
nimum an technischen Hilfen zurecht 
zu kommen. „Persönliche Assistenz“ 
soll nur als letzte Notlösung bean- 
sprucht werden, sie wird als Einge- 
ständnis des Versagens der Reha- 
Fachleute oder von uns selbst definiert. 
Oder hat irgendjemand von uns von ei- 
nem Rehabilitationsspezlalisten ge- 
lernt, wie man anderen Menschen Auf- 
gaben delegiert? Viele von uns haben 
diese Prioritäten akzeptiert. Ihr Lebens- 
ziel scheint es zu sein, Dinge, wie z.B. 
das Anziehen, selbst zu erledigen, 
auch wenn das den ganzen Vormittag 
in Anspruch nimmt. Es macht nichts, 
daß man sich so strapaziert, daß man 
die restliche Zeit benötigt, um sich zu 
erholen. Sie haben vielleicht keinen 
Job, sie sind vielleicht nicht In der Lage, 
außerhalb ihrer Wohnung viel zu tun, 
sie haben vielleicht nicht die Zeit und 
die Ernergie, um sich in der Behinder- 
tenpolitik zu engagieren, und für die 
Gieichberechtigung zu kämpfen. Sie 
sind jedoch stolz darauf, unabhängig 
zu sein. / 
Diese enge Definition der Selbständig- 
keit wird von der Gesellschaft um uns 
herum noch verstärkt. Politiker und Ver- 
waltungsleute sehen uns gern trainis- 
ren, da sie auf diese Weise Geld an uns 
sparen. Persönliche Assistenz ist teuer. 
Aber was für eine enge Kostendefini- 
tion ist das! Wie steht es mit der Zeit 
und Energie, die diese Behinderten für 
andere Dinge einsetzen könnten, wenn 
sie es sich selbst zugestehen würden, 
persönliche Assistenz zu nutzen! 
Neuere medizinische Unterlagen zei- 
gen, daß viele von uns die noch intak- 
ten Muskeln, Nervenzellen und Bänder 


überbeanspruchen. Diese verschlei- 
Ben deshalb auch vorzeitig.Überbean- 
spruchung kann irreparable Schäden 
verursachen. 
Die Gehirnwäsche, die viele Behinderte 
während des Rehabilitationsprozesses 
erhalten, lenkt uns häufig effektiv von 
schmerzlichen Vergleichen ab, von un- 
seren nichtbehinderten Freunden, Ver- 
wandten und Nachbarn. Wie oft lassen 
wir es zu, daß unser Leben mit dem ihri- 
gen verglichen wird. Es kann schmerz- 
lich sein, sich eingestshen zu müssen, 
daß auch wir gerne einen guten Job, 
eine schöne Wohnung und eine Familie 
“haben würden. Aber für viele von uns 
sind diese Dinge nie zu erreichen, 
wenn wir nicht die Möglichkeit haben, 
praktische Aufgaben persönlichen As- 
sistenten zu übertragen. Schließlich ist 
es eine Frage der Selbstachtung. Wenn 
wir uns selbst als gleichwertige Men- 
schen achten, dann müssen wir den 
gleichen Lebensstil fordern, der anderen 
Menschen selbstverständlich ist. Dann 
wollen wir auch persönliche Assistenz 
als eines der Instrumente zur Errei- 
chung dieser Ziele in Anspruch 
nehmen. 


Bemächtigung 


Eingangs sprach ich von der Selbstbe- 
stimmt Leben Philosophie. Das wichtig- 
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Bemächtigung bedeutet, daß wir selbst 
die Kontrolle der Haushalte für Löhne 
und Verwaltungskosten haben. 
Bemächtigung bedeutet, Interessens- 
gruppen von BenutzerInnen der Per- 
sönlichen Assistenz zu bilden, die mit 
den öffentlichen Stellen verhandeln. 
Zusammen sind wir politisch stark, ein- 
zeln nicht. 

Bemächtigung bedeutet, sich gegen- 
seitig durch Peer Counselling zu helfen 
und sich beizubringen, wie die eigene 
Persönliche Assistenz am effektivsten 
gestaltet werden kann. 

Bemächtigung bedeutet, Wege aufzu- 
zeigen, die es uns allen erlauben, un- 
abhängig von körperlicher oder geisti- 
ger Behinderung, mehr Verantwortung 
für unser Leben zu übernehmen. 
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ste Element dieser Philosophie ist Be- 
mächtigung. 

Bemächtigung bedeutet, die Verfüg- 
barkeitüber persönliche Assistenzdien- 
ste, die uns den gleichen Umfang an 
räumlicher und sozialer Mobilität ga- 
rantieren, wie ihn andere Leute genie- 
Ben. Dies schließt die freie Wahl des 
Wohnsitzes, des Arbeitsplatzes, des 
Transportmittels ein, und ob man z.B. 
eine Familie gründen oder für ein politi- 
sches Mandat kämpfen will, 
Bemächtigung bedeutet, daß wir indivi- 
duelle Lösungen nach indivi duellen 
Bedürfnissen, die sich im Lauf des Le- 
bens verändern, benutzen können. 
Bemächtigung bedeutet, daß uns un- 
terschiedliche Angebote zur gleichen 
Zeit offenstehen. 


Für die Richtigkeit der Angaben in den Anzeigen kann combi natürlich keine Gewähr 
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Wir - Behinderte aus Belgien, der Bun- 
desrepublik Deutschland, Dänemark, 
Finnland, Frankreich, Großbritannien, 
Italien, den Niederlanden, Norwegen, 
Österreich, Schweden, Schweiz, Un- 
garn und den Vereinigten Staaten von 
Amerika - haben uns vom 12. - 14. April 
1989 im Europäischen Parlament, 
Straßburg, Frankreich, versammelt. 
Das Thema unserer Konferenz lautete: 
„Soziale Dienst leistungen persönli- 
cher Assistenz als Basis für ein selbst- 
bestimmtestes Leben". Derartige so- 
ziale Dienstleistungen für behinderte 
Menschen umfassen die gesamte Pa- 
lette des alltäglichen Lebens, wie z.B. 
Wohnen, Mobilität mit öffentlichen oder 
privaten Transporlmitteln, Zugang zu 
allen Gebäuden und Einrichtungen, 
Bildung, Arbeit und soziale Sicherheit. 
In dem Bewußtsein unserer - auf eige- 
nen Erfahrungen basierenden - einzig- 
artigen behinderungsbezogenen Sach- 
kenntnis müssen wir selbst die Intitia- 
tive in den uns existentiell politischen 
Bereichen ergreifen. 

Wir verurteilen deshalb Aussonderung 
und Institutionalisierung behinderter 
Menschen als unmittelbare Menschen- 
rechtsverletzung. Wir sind der Auffas- 
sung, daß es die Pflicht einer jeden Re- 
gierung ist, Gesetze zum Schutz der 
Menschenrechte Behinderter zu erias- 
sen, einschließlich Gesetze zum 
Schutz des Gleichheitsgebots zwi- 
schen Behinderten und Nichtbehin- 
derten. 

Mit aller Entschlossenheit machen wir 
unser fundamentales Menschenrecht 
auf vollständige und gleichberechtigte 
Integration in die Gesellschaft - wie ver- 
ankert in der Menschenrechtskonven- 
tion der Vereinigten Nationen (die 1985 
explizit auch auf Behinderte ausge- 
dehnt wurde} - geltend, und vertreten 
die Auffassung, daß die Realisierung 
dieses Menschenrechts, die Bereitstel- 
lung sozialer Dienste (wie der "Persön- 
lichen Assistenz“), die an dem Prinzip 
des selbstbestimmten Lebens ausge- 
richtet sind, vorausetzt. 

In den Empfehlungen des UN-Welt-Ak- 
tionsprogrammes ($ 115) heißt es aus- 
drücklich, daß „die Mitgliedstaaten die 
Bereitstellung von unterstützenden 
Diensten fördern sollten, um Behinder- 
ten ein möglichst selbstbestimmtes Le- 


ben in der Gemeinschaft zu ermögli- 
chen, und dabei sicherstellen müßten, 
daß Behinmderte die Möglichkeit zur ei- 
genständigen Entwicklung und Verwal- 
tung dieser Dienste hätten‘. 

Die Resolution 1 der 43. UNO-General- 
versammlung (1988) bekräftigt die Gül- 
tigkeit des Welt-Aktionsprogrammes 
(1988) und die Resolution 2 betont, daß 
„der Förderung der Chancengleichheit 
mit Nicht-Behinderten besondere Be- 
deutung beigemessen werden sollte“. 
Angesichts dieser und angesichts wei- 
terer, gleichgesinnter Empfehlungen 
der Europäischen Kommission des Eu- 
roparates, verlangen wir, daß’ diese 
Ziele in Politik umgesetzt werden, da- 
mit sichergestellt wird, daß die Weichen 
für die Chancengleichheit behinderter 
Menschen in Europa gestellt werden. 
Zur Unterstützung der internationalen 
Behindertenpolitik der regierungsu- 
nabhängigen Organisation „Disabeld 
People's International“ (eine Organisa- 
tion mit beratendem Status bei einer 
Unterkommission der UN-Menschen- 
rechtskommission - Anm.d.Übers.), die 
sich insbesondere dem Aufbau von 
Netzwerken und Initiativen zur Förde- 
rung von Selbstbestimmung behinder- 
ter Menschen als Teil ihrer Gleichbe- 
rechtigung widmet, rufen wir die Regie- 
rungen und politischen Entscheidung- 
sträger zur Durchsetzung folgender 
Prinzipien auf: 

1. Der Zugang zu Diensten persönli- 
cher Assistenz ist ein Menschen- und 
Bürgerrecht. Diese Dienste sollten 
Menschen aller Altersgruppen und mit 
allen Arten von Behinderungen auf der 
Grundlage tatsächlicher Bedürftigkeit, 
unabhängig von den persönlichen Ver- 
mögensverhältnissen, vom Einkom- 
men oder Familienstand und der Zahl 
der Kinder zur Verfügung stehen. 

2. Behinderte, die persönliche Assi- 
stenz in Anspruch nehmen, sollten un- 
ter einer Vielzahl entsprechender Mo- 
delle wählen können, die in ihrer Plura- 
lität, behinderten Menschen die Mög- 
lichkeit eröffnen, zwischen 
verschiedenen Formen des selbstbe- 
stimmten Lebens zu wählen. Selbstbe- 
stimmung kann unserer Auffassung 
nach von allen Menschen ausgeübt 
werden, unabhängig von einer juri- 
stisch sachkundigen „Einwilligungsfä- 
higkeit". 


3. Diese sozialen Dienste sollten denje- 
nigen Behinderten, die sie benutzen, 
die gesellschaftliche Teilnahme in allen 
Bereichen des Lebens, wie z.B. Woh- 
nung, Arbeit, Schule, Freizeit und Rei- 
sen sowie politische Aktivitäten, ermög- 
lichen. Mit derartigen sozialen Dienst- 
leistungen sollte es behinderten Men- 
schen auch ermöglicht werden, eine 
Familie zu gründen und die damit ver- 
bundenen Verantwortlichkeiten wahr- 
zunehmen. 

4. Diese Dienste müssen denen, die sie 
in Anspruch nehmen, langfristig bis zu 
24 Stunden am Tag, 7 Tage in der Wo- 
che und in Notfällen kurzfristig zur Ver- 
fügung stehen. Diese Dienste sollten 
Hilfe durch persönliche, Kommunika- 
tions-, Haushalts-, Mobilitäts-Dienste 
und ähnliche umfassen. 

5. Die Budgetverantwortlichen sollen si- 
cherstellen, daß den Leistungsempfän- 
gern genügend Mittel zur Verfügung 
stehen, um ihre persönliche Assistenz 
zu schulen, zu beraten und anzuleiten, 
soweit dies der/die Behinderte für er- 
forderlich hält. 

6. Die bereitgestellten Mittel müssen für 
die Assistenten eine marktgerechte 
Entlohnung und Sozialleistungen so- 
wie alle gesetzlichen und von den Ge- 
werkschaften vorgeschriebenen Lei- 
stungen sowie die Verwaltungskosten 
umfassen. 

7. Die Mittel sollten aus einer zentralge- 
setzlich abgesicherten Quelle kommen 
und den Einzelnen ausgezahlt werden 
ohne kommunale Unterschiede. Die 
Leistungen sollen weder als verfügba- 
res, steuerpflichtiges Einkommen be- 
handelt werden, noch sollen sie auf an- 
dere Sozialleistungsanpsrüche der 
Empfänger angerechnet werden. 

8. Die Benutzer sollten ihre Assistenten 
selbstbestimmt wählen können. Änge- 
hörige sollten aus dem Kreis der be- 
zahlten Assistenten nicht gesetzlich 
ausgeschlossen werden. 

9. Ressourcenknappheit oder fehlende 
bzw. überlastete ambulante Einrichtun- 
gen oder umfangreicher persönlicher 
Dienstleistungsbedarf sollen nicht 
Grund sein für die Unterbringung einer 
Person in einem Heim. 

10. Für die Geltendmachung des ge- 
setzlichen Anspruchs auf Persönliche 
Assistenz soll ein einheitliches Rechts- 
mittelverfahren auf gerichtlicher Ebene 
zur Verfügung stehen, von dem inner- 
halb eines angemessenen Zeitraumes 
Gebrauch gemacht werden kann, und 
das die Inanspruchnahme rechtlicher 
Beratung auf Kosten des Staates er- 
möglicht. 

11. Zur Erreichung all dieser Ziele müs- 
sen Behinderte und ihre Organisatio- 
nen auf allen Ebenen der politischen 
Entscheidungsfindung, einschließlich 
Planung, Durchführung und Entwick- 
lung, entscheidend beteiligt werden. 


Demo 


in Bonn 


Etwa 50 Behinderte und Nichtbehin- 
derte demonstrierten im Juli 89 in Bonn 
gegen die schleppende Auszahlung- 
spraxis des Bundesamtes für den Zivil- 
dienst. 

Sie verfaßten folgende Resolution: 

Es treffen sich hier Ambulante Dienste 
für Behinderte, Alte und Kranke, um ge- 
gen die rücksichtslose und fahrlässige 
Politik des Bundesministeriums für Ju- 
gend, Familie, Frauen und Gesundheit 
zu protestieren. Das(dem Ministerium 
zugehörige A.d.R.) Bundesamt für den 
Zivildienst ist mit Zuschüssen über ein 
Jahr in Rückstand. Die Ambulanten 
Dienste können die Lücken nicht mehr 
aus eigener Kraft überbrücken. Die am- 
bulante Versorgung vor allem von 
Schwerbehinderten, die von Zivil- 
dienstieistenden getragen wird, steht 
vor dem Zusammenbruch, wenn nicht 
unverzüglich etwas geschieht. Ohne 
die Arbeit unserer Dienste würde die 
Unterstützung von Alten, Kranken und 
Behinderten in der eigenen Wohnung 
flächendeckend unmöglich. Wir sind 
die einzigen Organisationen, die bis zu 
24 Std. Unterstützung anbieten, eine 
Arbeit, die von vielen Sozialstationen 


vernachlässigt wird. Die meisten Dien- 
ste wurden aus der Selbsthilfeidee von 
Behinderten selbst mit hohem Engage- 
ment unter größten Schwierigkeiten 
aufgebaut. Es ist geradezu eine Ironie 
des Schicksals, daß die Arbeit zu schei- 
tern droht unter einer Bundesministe- 
rin, die sich erklärtermaßen für die Be- 
lange der Alten und Pilegeabhängigen 
einzusetzen verspricht. | 

Dies ist ein LEHR-Stück Bonner Sozial- 
politik. Wir fordern: - sofortige Beglei- 
chung aller Außenstände, - klare lang- 
fristige Regelungen der Bescheidungs- 
und Zahlungsmodalitäten. (Ende der 
Resolution) 

Was war geschehen? 

Das „Bundesamt für Zivildienst” för- 
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dert seit vielen Jahren die Arbeit von Zi- 
vildienstieistenden(ZDL) in den Berei- 
chen der „Individuellen Schwerbehin- 
dertenbetreuung“ und des „Mobilen 
Sozialen Hilfsdienstes“ durch Zu- 
schüsse (die sogen. Aufwandszu- 
schüsse} von 11,- DM bzw. 17,- DM pro 
Tag und ZDL. Die Träger der Ambulan- 
ten Dienste müssen diese Zuschüsse 
in ihre langfristige Kalkulation einbezie- 
hen. Sie sind den Kostenträgern re- 
chenschaftspflichtig, Seit einem Jahr 
wurden diese Zuschüsse nicht mehr 
oder nur sehr schleppend ausgezahlt. 
Grund: In den vergangenen Haushal- 
ten ist der Etat zu niedrig angesetzt 
worden. Aus politischen Gründen ist 
aber die Zah! der zuschußberechtigten 
ZDL-Stellen stark erhöht worden. Nun 
schiebt das Bundesamt für den Zivil- 
dienst einen riesigen Schuldenberg vor 
sich her. Schätzungen gehen davon 
aus, daß die Schulden im Juli 89 über 
100 Millionen DM betrugen. Vor allem 
die kleinen Dienststellen der ambulan- 
ten Versorgung, darunter die der 
Selbsthilfegruppen, sind bedroht, weil 
sie die ausbleibenden Zahlungen nicht 
mit Eigenmitteln auffangen können. 
Schulden des Bundesamtes in Höhe 
von 230.000 DM bis hin zu 750.000 DM 
pro Organisation waren keine Selten- 
heit. Einzelne Dienststellen waren zah- 
lungsunfähig geworden. Sie mußten 
Kredite aufnehmen und hatten inzwi- 
schen ihren Kreditspielraum auch aus- 
geschöpft. 

Der CBF Frankfurt und seine Dach- 
organisation, die BAGC in Mainz, der 
Verein fib in Marburg und die Selbst- 
hilfe Maintal machten sich daraufhin zu 
Vorreitern einer kleinen Demonstratio- 
nenin Bonn vom Bundeshaus am Tul- 
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penfeld, wo eine Pressekonferenz ab- 
gehalten wurde, zum zuständigen Bun- 


desministerium. Dort gab es zunächst- 
mal Verwunderung und wortraiche 
Auftritte, um die Demonstrierenden 
wieder loszuwerden. Die blieben bis ih- 
nen zugesagt wurde, daß zumindest 
die im 89iger- Bundeshaushalt noch 
vorhandenen Mittel nun zügig ausge- 
zahlt werden. Für den Haushalt 1990 
wurde ein größerer Betrag für die 
Schuldenbegleichung in Aussicht ge- 
stellt. Zumindest das erste Versprechen 
ist weitgehend eingelöst. Alle an der 
Demo beteiligten Initiativen haben in- 
zwischen umfangreiche Zahlungen er- 
halten. 


Jutta Rütter 


GENOSSENSCHAFT 


Was können die 
ambulanten Dienste 
aus der Diskussion 
über die Assistenz- 
genossenschaften 
lernen; 


Zehn Jahre gibt es sie nun schon, die 
selbstorganisierten ambulanten Dien- 
ste für Behinderte. Ausgehend von der 
Erkenntnis, daß mehr oder weniger 


Ah 


spektakuläre Aktionen in den siebziger 
Jahren die Lebenssituation Behinder- 
ter nicht grundsätzlich verändert haben 
- eine Straßenbahnblockade schafft 
noch keinen behindertengerechten öf- 
fentlichen Personennahverkehr, und 
die Forderung nach Abschaffung von 
Alten- und Pflegeheimen allein, er- 
schließt niemandem die Möglichkeit, ei- 
genständig zu leben - bemühten sich 
einige kleine Vereine darum, schwerbe- 
hinderten Menschen, unabhängig da- 
von, wieviel Hilfe sie benötigen, diese 


Hilfe in der eigenen Wohnung zu er- 
bringen. 

Die Motivationen, sich in einem Söl- 
chen Verein zu engagieren, waren So 
unterschiedlich wie die Gründungsmit- 
glieder der Vereine. Eine sinnvolle und 
selbstbestimmte Sozialarbeit machen 
wollten die einen, eine andere Gruppe 
wollte Multiplikator für die setbst erfah- 
rene Politisierung durch die Krüppelbe- 
wegung sein, und wieder andere woll- 
ten die eigene, unzureichende Hilfesi- 
tuation verbessern. Sie wollten aus der 
Familie oder aus Wohnanlagen auszie- 
hen und die Hilfe, die sie benötigen, in 
der eigenen Wohnung bekommen. 
Diese Liste der Motivationen ist bei wei- 
tem nicht vollständig. Sie soll die 
Spannbreite der unterschiedlichen In- 
teressen aufzeigen, die schon in der 
Gründungsphase der inzwischen be- 
reits zu beträchtlicher Größe ange- 
wachsenen Vareine ihren Niederschlag 
gefunden haben. Dabei gibt die Wahl 
der Vereinsstruktur und die Anbindung 
an einen Wohlfahrtsverband, die zur 
Erschließung finanzieller Ressourcen 
nötig ist, Strukturen vor, die zwar unter- 
schiedlich genutzt werden können, die 
diese Motivationen aber unterschied- 
lich gewichten. So schreibt das Verein- 
srecht die Wahl eines Vereinsvorstan- 
des vor, der formal die Belange des Ver- 
eins nach außen vertritt. Wie dies ge- 
schieht, wird sich stark nach den 
Motivationen der Vorstandsmitglieder 
richten, die die Vereinsarbeit wesent- 
lich beeinflussen. Wie kompetent diese 
Vorstandstätigkeit ausgeführt werden 
kann wird von der Möglichkeit der Infor- 
mationsbeschaffung bestimmt. Diejeni- 
gen Vereinsmitglieder, die gleichzeitig 
beim Verein beschäftigt sind, haben ei- 
nen Informationsvorsprung, der durch 
ehrenamtlich tätige behinderte Men- 
schen nur schwer auszugleichen ist. 
Zudem hängt die Arbeit des Vorstandes 
vom Selbstverständnis der Mitglieder 
ab. Soll der Vorstand repräsentieren, 
soli es einen MitarbeiterInnenvorstand 
als Ausdruck des selbstorganisierten 
Betriebes geben oder finden sich über- 
haupt noch Mitglieder, die bei all diesen 
Unklarheiten zur Wahrnehmung dieser 
Aufgaben bereit sind. 

Die Erfordernisse der Alltagspraxis - 
ständige Unsicherheit in der finanziel- 
len Situation - haben konzeptionelle 
Diskussionen in den Hintergrund treten 
lassen. Dem Verein „Mobile - selbstbe- 
stimmtes Leben Behinderter“ ist es zu 
verdanken, daß auf einem Seminar An- 
fang Juni in Dortmund über die kommu- 
nalen Entwicklungen und Notwendig- 
keiten hinausgehend diskutiert wurde. 
Konzepte und Arbeitsweisen waren so 
unterschiedlich wie die Zahl der dort 
vertretenden Dienste. Exemplarisch 
möchte ich einige Unterschiede 
nennen: 


- Berücksichtigung Geistigbehinderter 
und deren besondere Bedürfnisse und 
im Gegensatz dazu die Fähigkeit der 
Behinderten, die Helferlnnen eigen- 
ständig anzuleiten, - Ein Dienst plant 
die Einrichtung einer Trainingswohnge- 
meinschaft, die durch einen ambulan- 
ten Dienst betreut werden soll. Andere 
SeminarteilnehmerInnen stellen die- 
sem Vorhaben die Position gegenüber, 
daß so Strukturen geschaffen werden, 
wis sie für Heime typisch sind. Wenn 
der ambulante Dienst Träger einer 
Wohngemeinschaft wird, muß er dafür 
sorgen, daß sie sich finanziert d.h., 
auch wenn ein Mitglied der Wohnge- 
meinschaft ausziehen könnte, geht das 
nur dann, wenn jemad neues’ nach- 
rückt. - Gibt es eine selbstbestimmte 
Heimeinwsisung oder ist der Wunsch 
danach nicht auf fehlenden Wohnraum 
oder die unzureichende Absicherung 
von Hilfe und Pflege zurückzuführen? 
Ambulante Dienste sind mit dem An- 
spruch angetreten, daß sich die Diskus- 
sion dieser Punkte an den Erfordernis- 
sen der Betroffenen messen lassen 
muß. Mit der Vergrößerung des Dien- 
stes rückt aber das Institutionsinte- 
resse, das sich zunehmend verselb- 
ständigt, sowie das Interesse der dort 
Beschäftigten hauptamtlichen Kräfte in 
den Mittelpunkt, Die Schaffung einer 
Trainingswohngemeinschaft schafft auf 
jeden Fall auf dem Hintergrund festge- 
legter Pflegesätze sicherere Arbeits- 
plätze als die ambulante Hilfe wie bis- 
her üblich. Schnell stellt sich dann die 
Frage, ob das Überlebensinteresse des 
jeweiligen Dienstes, wenn es im Wider- 
spruch zu konkreten Kundinneninteres- 
sen steht, nicht Vorrang hat? 
Gremienwirrwarr und damit verbun- 
dene unklare Verteilung der jeweiligen 
Kompetenzen in den Diensten sind 
zwangsläufige Folge davon, daß unter- 
schiedliche Interessen geleugnet wer- 
den. Tritt in der praktischen Arbeit ein 
Problem auf, möchten zwar alte mitdis- 
kutieren, aber niemand möchte ent- 
scheiden. Entweder wird das Problem 
von Gremium zu Gremium verschoben, 
oder es wird eine Entscheidung getrof- 
fen, mit der bestimmt einige, die gerade 
am Entscheidungsfindungsprozeß 
nicht beteiligt waren, nicht einverstan- 
den sind. 

Und nun gibt es wieder ein neues Dis- 
kussionsmodell in der Krüppelszene, 
Assistenzgenossenschaften, das erst- 
mals auf einem Seminar Mitte Juli in 
Berlin ausführlicher diskutiert wurde. 
Da dieses Konzept in der „randschau" 
bereits vorgestellt worden ist, möchte 
ich es hier als bekannt voraussetzen. 
Es scheint zweifelhaft, ob eine geringe 
finanzielle Eigenbeteiligung und er- 
zwungene Mitgliedschaft in den Assi- 
stenzgenossenschaften eine höhere 
Motivation zur Mitarbeit der Kundinnen 


zur Folge hat. Ein Ziel der ambulanten 
Dienste war ja, Behinderte davon zu 
entlasten, sich um ihre Hilfen kümmern 
zu müssen. Wenn die Fähigkeit, Helfe- 
rinnen selbst anzuleiten, zur Vorausset- 
zung für die Mitgliedschaft in einer As- 
sistenzgenossenschaft wird, führt das 
zum Ausschluß vieler Menschen, die 
Hilfe benötigen. Eine wichtige neue 
Forderung gegenüber der Arbeit der 
ambulanten Dienste ist die Forderung 
nach Trennung von Beratung und 
Dienstleistung. Wenn ambulante Dien- 
ste Beratungsaufgaben wahrnehmen, 
haben die dort Tätigen immer auch die 
Situation des Dienstes im Hinterkopf. 
Weiterhin erscheint mir der Versuch, 
die in den ambulanten Diensten vertre- 
tenen unterschiedlichen Gruppen zu 
entkoppeln und zu deren Vertretung ei- 
gene Gremien zu schaffen, auch für die 
ambulanten Dienste sinnvoll zu sein. 
So sieht das Konzept der Assistenzge- 
nossenschaften vor, daß die Mitglied- 
schaft behinderter AssistenznehmerIn- 
nen, die in der Ässistenzgenossen- 
schaft beschäftigt sind, während der 
Beschäftigungszeit ruht. Dadurch wird 
eins Überbewertung des Arbeitsplat- 
zinteresses in den Gremien der Assi- 
stenzgenossenschaften verhindert. 
Stattdessen ist eine Organisierung der 
dort Tätigen im Rahmen der üblichen 
betrieblichen Mitbestimmung auf der 
Grundlage des Betriebsverfassungsge- 
setzes durch die Konstituierung eines 
Betriebsrates vorgesehen. Bisher setzt 
sich das MitarbeiterInneninteresse auf- 
grund der Zahlenverhältnisse in den je- 
weiligen Gremien und aufgrund des In- 
formationsvorsprungs durch, Dazu ein 
Beispiel: Auch wenn die meisten Mitar- 
beiterlnnen mit den Gewerkschaften 
nicht allzuviel im Sinn haben - „Wer ist 
denn in einem selbstorganisierten Be- 
trieb Arbeitgeber?“, ‚wird in solchen 
Diskussionen immer gefragt - findet die 
just durch dieselben Gewerkschaften 
ausgehandelte Tariferhöhung im öffent- 
lichen Dienst doch regelmäßig Anwen- 
dung, während die Erhöhung der Helfe- 
rInnenlöhne doch eher Seltenheitswert 
besitzt. Die Kluft zwischen den ohnehin 
nicht abgesicherten HelferInnen und 
den in festen Arbeitsverhältnissen ste- 
handen Mitarbeiterinnen wird damit im- 
mer größer. 

Je besser die Arbeitsbedingungen der 
HelferInnen sind, umso höher ist der 
Kontinuitätsgrad den Behinderten ge- 
genüber. Deshalb müßte auch eine 
Kundinnenvertretung, so es sie gäbe, 
arı einer besseren Absicherung der 
Helferinnen interessiert sein. Dieses 
Problem ist meiner Meinung nach nicht 
grundsätzlich durch eine HelferInnen- 
vertretung zu lösen. Die Institutionali- 
sierung einer HelferInnenvertretung 
würde jedoch die Chance bieten, den 
Problemen der HelferInnen mehr Ge- 
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hör als bisher zu verschaffen. 

Dies gilt in ähnlicher Weise für die be- 
hinderten Leute, die durch die ambu- 
lanten Dienste Unterstützung oder we- 
gen mir auch Assistenz bekommen. 
Wenn sich die Kundinnen in der Ver- 
einsarbeit engagieren wollen, müssen 
sie sich zusätzlich zu den Schwierigkei- 
ten, die die Abhängigkeit von fremder 
Hilfe mit sich bringt, mit den hauptamt- 
lich Beschäftigten herumschlagen. Die 
Mitarbeiterinnen verfügen über mehr 
Informationen, sind redegeübter und 
werden schließlich dafür bezahit, daß 
sie über die Geschicke des Dienstes 
nachdenken. Wenn sich dann nur we- 
nige Kundinnen entschließen können, 


sich an den Vereinsgremien zu beteili- 
gen, ist das kaum verwunderlich. Bei 
dem Assistenzgenossenschaftsmodell 
haben die Assistenznehmerlnnen die 
Arbeitgeberfunktion. Vielleicht müßte 
man bei den ambulanten Diensten 
nicht gleich so weit gehen, aber eine 
stärkere Vertretung der Kundinneninte- 
ressen könnte den Diensten nicht 
schaden. 

Unklar bleibt, ob eine solche Trennung 
der unterschieldichen Interessen neue 
Gegensätze entstehen läßt oder die 
schon bestehenden Gegensätze offen- 
legt, anstatt sie unter dem Begriff der 
Selbstorganisation zu leugnen. 


München-Syndrom 


Die Auswirkungen der 
Pflegegeldschwind- 
sucht 


München ist eine erfolgreiche Weltstadt 
in einem erfolgreichen Bundesland ei- 
ner erfolgreichen Republik. Dennoch, 
wir müssen bei allem Erfolg und trotz 
der unvorstellbar guten Steuereinnah- 
men auf allen Ebenen um die Existenz 
dieser schönen Stadt Sorge tragen. 
Und wer ruiniert hier ein so teueres 
Stück Deutschland? Die schwer pfiege- 
bedürftigen Behinderten. 

So jedenfalls muß mensch klagen, ist 
dem Lamento des Sozialamtes der 
Stadt zu glauben. In der Riesenstadt 
gibt es 100, einhundert Menschen, die 
eine Rund-um-die-Uhr-Betreuung be- 
nötigen. Werden sie alle versorgt, kön- 
nen sie ein wirklich selbstbestimmtes 
Leben führen. ihre behinderungsbe- 
dingten Nachteile sind um ein wesentli- 
ches Stück ausgeglichen. Werden alle 
so versorgt, dann kostet das die Stadt 
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mindestens 700.000,- DM pro Monat, 
8.400.000 im Jahr. Schaut der Sozia- 
lamtsleiter auf seinen Bausparvertrag, 
so ist das jede Menge Holz, schaut er 
aber in den Haushaltsplan der Stadt ist 
das schon verkraftbar. Aber Sozialetats 
zeichnen sich nun mal durch eine gute 
Volumenfestigkeit aus - und immer 
mehr Berechtigte, 

München hat ein Herz für Behinderte. 
Wer hat das nicht? Viele leben gern 
dort. Werden sie stationär versorgt, 
sind sie auch gern gesehen, zahlt doch 
für ihre Unterkunft und Pflege dann 
nicht der örtliche Träger der Sozialhilfe. 
Anders ist das, wenn sie sich ambulant 
betreuen lassen wollen. Dann müssen 
sie schon für ihre Rechte streiten, im 
schlimmsten Fall vor Gericht. 

1981 wurden die Begründerlnnen einer 
Wohngemeinschaft in München Otto- 
brunn berühmt. Sie erstritten sich ein 
Leben in einer Wohngemeinschaft, Da- 
nach war es lange ruhig. Aufsehen er- 
regte erst wieder 1997 eine einstweilige 
Anordnung, nach der einem behinder- 


toro: Ute Ploumann 


ten Studenten seine ambulante 
24-Stunden-Pflege (7.200,- DM/mtl.)) 
bezahlt werden mußte. Das Gericht 
stellte fest, daß bei allen Abwägungen 
für diesen Einzelfall ein Heimplatz un- 
angemessen war. Es geht um die Be- 
stimmungen der $$ 3 und 3a des 
BSHG: 

Text 

Wie diese Bestimmungen auszulegen 
sind ist höchst umstritten. Es geht im- 
mer wieder um die Frage, wann Kosten 
so unverhältnismäßig sind, daß der 
Wunsch der Betroffnen vernachlässig- 
bar ist. Die Sozialämter bundesweit 
wollen nach der einfachen Gleichung 
arbeiten: Alles, was in ambulanter 
Pflege teuerer ist als in stationärer, wird 
abgelehnt. Das Besondere an den hier 
zu zitisrenden Urteilen ist, daß sie 
diese Gleichung nicht zulassenm. Je- 
der Einzelfall muß für sich betrachtet 
werden. Im oben genannten Fall gab 
die Begründung der Einstweiligen An- 
ordnung dem Sozialamt schon zu ver- 
stehen, daß die persönlichen Verhält- 
nisse des (Auf-)Begehrenden soliegen, 
daß ihm eine Heimeinweisung nicht zu- 
zumuten ist. Es hat eine weiter gerichtli- 
che Prüfung auch nicht angestrebt und 
zahlt. 

In dem Fall der behinderten Daniela hat 
das Sozialamt jedoch gewonnen. 
Schlecht vorbereitet und ohne Anwalt 
konnte Daniela nicht überzeugend dar- 
stellen, warum ein Heim für sie unange- 
messen ist. Diese Sache befindet sich 
noch in der Berufung, mit besseren 
Aussichten. 

Das Münchener Sozialamt reagierte 
rasch. In einem amtlichen Papier ist zu 
lesen „Nachdem in München vermehrt 
Schwerstpflegebedüftige, vor allem von 
auswärts kommend, ein autonomes Le- 
ben mit Hilfe einer rund-um-die- Uhr- 
Betreuung (Personalschlüssel 1 Behin- 
derter : mindestens 3 Betreuer) ange- 
strebt haben bzw. anstreben - verbun- 
den mit einer entsprechenden Steige- 
rung der Sozialhilfeaufwendungen 
hierfür -, sah sich das Sozialamt zu fol- 
gender Änderung in der Ausübung des 
Ermessens bei der Anwendung des $ 3 
Abs. 2 Satz 2 BSHG veranlaßt: 

1. Behinderte, die in einer Einrichtung 
{z.B. Pfennigparade) leben und bei 
Auszug einer ambulanten rund- 
um-die-Uhr- Betreuung bedürfen, die 
unverhältnismäßige Mehrkosten verur- 
sacht, erhalten hierfür keine Kostenzu- 
sage mehr. 2. Behinderte, die das $o- 
zialmat vor vollendete Tatsachen stel- 
len (Zuzug von auswärts oder Auszug 
aus einer Einrichtung ohne vorherige 
Abklärung der Kostenübernahme) er- 
halten vorläufig die Hilfen mit einer Auf- 
lage, sich um einen geeigneten Heim- 
platz/Wohngemeinschaft zu bemühen. 
Gleichzeitig werden sie darauf hinge- 
wiesen, daß während der Pflege im 


häuslichen Bereich diese primär von 
nahestehenden Personen oder im 
Wege der Nachbarschaftshilfe über- 
nommen werden soll ($ 69 Abs. 2 Satz 
1 BSHG). 

3. Bei den bereits laufenden Fällen am- 
bulanter rund-um-die-Uhr-Pflege, bei 
denen im Vergleich mit einer geeigne- 
ten Heimunterbringung unverhältnis- 
mäßig hohe Kosten aufzuwenden sind 
(derzeit ca. 80 Fälle), wird anläßlich der 
jeweils fälligen Entscheidung über die 
Weitergewährung eine Auflage im 
Sinne der vorstehenden Ziffer 2 ange- 
bracht, 

Dabei ist das Sozialamt nicht gezwun- 
gen, diese Maßnahme bei allen Betrof- 
fenen gleichzeitig anzuwenden. Der 
Gleichheitsgrundsatz ist auch gewahrt, 
wenn die Maßnahmen systematisch in 
der Reihenfolge des Auftretens der Ent- 
scheidung gleichmäßiß getroffen 
werden.“ 

Die Briefe, die betroffene Behinderte in 
München erhielten, in denen sie aufge- 
fordert wurden, sich einen Heimplatz 
oder eine WG zu suchen, erzeugten in 
der Behindertenbewegung große Un- 
ruhe und Empörung. Waren sie doch 
ein massiver Angriff gegen die gerade 
erkämpfte ambulante Selbstbestim- 
mung. 

Doch so einfach, wie sich das Sozial- 
amt in München die Lage dachte, war 
sie nicht. Inzwischen mußte es in zwei 
weiteren Fällen sich Kostenübernah- 
men ertrotzen lassen. Allerdings war 
entscheidend bei beiden Fällen, daß für 
die klagenden Behinderten überhaupt 
kein geeigneter Heimplatz in München 
zur Verfügung stand. In einem der Fälle 
war die umstrittene Zeit der Kostenge- 
währung zusätzlich schon abgelaufen. 
Es gab in diesen beiden Fällen des Jah- 
res 1989 also noch keinen Beschluß zur 
eigentlichen Frage: Wann kann ein zur 
Verfügung stehender Heimplatz von ei- 
nem Behinderten, dessen Pflege teue- 
rer ist als dieser Heimplatz, abgelehnt 
werden? Und auch in den oben ge- 
nannten Fall aus 87 gab es ja nur eine 
einstweilige Anordnung. In einem der 
beiden 89er Fälle hat das Gericht aber 
schon mal angedeutet, daß das Sozial- 
amt, wäre es um die genannte entschei- 
dende Frage gegangen, verloren hätte: 
"Pauschale Hinweise und Durch- 
schnitiswerte bezüglich allgemeiner 
Pflegeheime werden .. den Anforderun- 
gen des Sozialhilferechts an eine indivi- 
duelie, personengebundene Pflege 
und Versorgung grundsätzlich nicht ge- 
recht“. Das Gericht bescheinigte dem 
Sozialamt eins "“oberflächliche” Prü- 
fung der konkreten Bedingungen. 
Wahrscheinlich haben es in Zukunft 
Sozialämter schwer, eine Heimeinwei- 


Aktuelles 


Dortmund: 
20000 auf der 
Pflegedemo 


sung oder einen Heimverbleib pro- 
blemlos zu erzwingen. Es lohnt sich im- 
mer für die Betroffenen zu klagen. Ge- 
lingt es ihnen, das Heim für sich als un- 
angemessen zu erweisen, haben sie 
gute Aussichten. Aber klar ist, daß viele 
Behinderte für eine Klage nicht die Mit- 
tel, die Ausdauer und das Selbstver- 
trauen haben, Bei der jetzigen Geset- 
zeslage und Rechtsprechung haben es 
die Sozialämter umso leichter in sol- 
chen Auseinandersetzungen zu gewin- 
nen, ja mehr alternative, „attraktive" 
stationäre Einrichtungen in ihrer Stadt 
zur Verfügung stehen. In München wä- 
ren das Plätze, wie sie etwa die Pfen- 
nigparade anbietet, zusammenlie- 
gende Wohnungen mit einem zentralen 
Pflegedienst. In der mittlerweile be- 
rühmt werdenden „Berliner Straße“ 
sind in einem normalen Wohngebiet ei- 
nige Wohnungen für Behinderte zu- 
sammengelegt, deren Bewohner auch 
über einen zentralen Pflegedienst ver- 
fügen können sollen. Das spart Kosten 
und bietet die „geeigneten Alternati- 
ven" zur ambulanten Betreuung, die 
das Sozialamt so dringend braucht. 

Für all diejenigen, die glauben, das 
Problem des Anspruchs auf ambulante 
Betreuung - koste sie was sie will - sei 
mit einer gerichtlichen Entscheidung ir- 
gendwann mai zu lösen, schwimmen 
die Fälle davon. Jede/r Betroffene wird 
sich das Recht individuelle erstreiten 


- die randschau 


Für stationäre Pflege wird demon- 
striert, nicht für ambulante 


müssen. 


Eine saubere Lösung gibt es wohl erst 
über eine klare Festlegung des Vorran- 
ges der ambulanten Hilfe im BSHG. 


Nachtrag 


Kurz nach Redaktionsschluß erreichte 
uns die Nachricht von einem Urteil des 
bayerischen Verwaltungsgerichtes in 
München, daß zu größeren Hoffnungen 
Anlaß gibt. Auf seine Argumentation 
können andere Klagende sich bezie- 
hen. Es bleibt aber dabei, daß jeder 
Einzelfall! sich sein Recht erstreiten 
muß. Die neue Logik bedeutet zusa- 
mengefaßt, daß nun nicht mehr die sta- 
tionäre Versorgung Behinderter der Re- 
gelfall ist sondern die ambulante. Wir 
zitieren aus dem Urteil, das insgesamt 
bei uns angefordert werden kann (Az: 
M i8 k 89.1234). 


Es ging in dieser Sache darum, daß die 
Stadt München einer behinderten Frau 
die Übernahme der Kosten ambulanter 
Pfiege verweigert hat, Vom Freistaat 
Bayern wurde die Stadt dann zur Über- 
nahme verdonnert, und dagegen hatte 
sie geklagt. 

Die behinderte Frau war Beigeladene. 


Der Freistaat Bayern gewann. Be- 


17 


die randscheu - Aktuelles 


schreibungen und Auszüge aus dem 
Urteil: 

„Der Beklagte (Freistaat Bayern) hat zu 
Recht entschieden, daß eine abstrakte 
Verweisung der Beigeladenen durch 
die Klägerin (Sozialamt), ihre pflegeri- 
sche Versorgung in einer stationären 
Einrichtung durchführen zu lassen, 
nicht ausreicht, um die ambulanten 
Pfiegeleistungen für die Beigeladene 
auf eine Höhe zu begrenzen, die der ei- 
ner stationären Einrichtung ent- 
spricht..." 

Kostenvergleiche können nicht stattfin- 
den zwischen dem stationären Pfiege- 
satz und den Kosten der ambulanten 
Pflege. Die tatsächlichen Kosten der di- 
rekten Pflegeleistungen im Heim sind 
zu berechnen mit Beachtung der höhe- 
ren Stundenlöhne im Heim. 

Aus dem $ 69 Abs. 1 BSHG zieht das 
Urteil den Schluß: „daß in allen Pflege- 
fällen, in denen häusliche Wartung und 
Pflege ausreichen, der Sozialhilfeträ- 
ger gehalten ist, diese Pflege zu ge- 
währleisten und den Hilfsbedürftigen 
nicht darauf verweisen darf, Pflegelei- 
stungen Im stationären Bereich in An- 
spruch zu nehmen. ... Aus $ 3 Abs. 2 
Satz 2 BSHG läßt sich entnehmen, daß 
ein angegangener Sozialhilfeträger An- 
träge auf Pflegehilfe im stationären Be- 
reich nur entsprechen soll, wenn dies 
erforderlich ist, und andere Hilfernö- 
glichkeiten nicht vorhanden sind. ... 
Ein Anspruch auf eine Heimunterbrin- 
gung besteht nur dann, wenn dies aus 
medizinischen Gründen erforderlich ist 
und ambulante Kräfte nicht vorhanden 
sind, häusliche Pflege zu über- 
nehmen...“ 

Nach der Bestimmung des $ 1 BSHG 
ist auch Behinderten ein menschen- 
würdiges Leben zu ermöglichen, daß 
bedeutet für das Gericht: Soweit es Be- 
hinderten gelingt, ein Leben in einer ei- 
genen Wohnung zu führen, „gebietet 
der & 1 Abs. 2 Satz 1 BSHG dem Sozial- 
hilfeträger, dies zu unterstützen.“ 

„Die Kammer ist der Auffassung, daß 
ein Sozialhilfeträger einem Behinder- 
ten die für ihn bestehenden Entfal- 
tungsmöglichkeiten zur Gestaltung sei- 
nes Lebens ausschließlich auf Kosten- 
gesichtspunkte gestützt nicht nehmen 
darf, auf die er unter dem Gesichts- 
punkt der Menschenwürde Anspruch 
hat." 

„Unter diesem Gesichtspunkt kann 
letztlich ambulante Pflegehilfe nur ver- 
weigert werden, wenn Gewährung sta- 
tionärer Pflege für die Behinderten die 
annähernd gleichen Entfaltungsmö- 
glichkeiten bietet und der Kostenver- 
gleich ergibt, daß eine stationäre Pflege 
günstiger ist. Vorstellbar erscheinen 
derartige Alternativen vor allem in be- 
sonderen Einrichtungen, Wohnge- 
meinschaften, nicht jedoch in Heimen 
herkömmlicher Art.“ 
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Wohin arbeitet die VIF? 


Die ‚Vereinigung |Integrationsförde- 
rung“ in München bietet den wohl um- 
fangreichsten Ambulanten Dienst 
Deutschlands. Maßgeblich von den 
Diskussionen der Behindertenbewe- 
gung beeinflußt wurde sie vor Jahren 
schon von einigen Behinderten aber 
auch vom nichtbehinderten Claus Fus- 
sek gegründet. Claus Fussek ist heute 
der führende Kopf der VIF. Mit ihm 
führte Lothar Sandfort nachfolgendes 
Interview, 


dr: In der Bewegung hat es mal wieder 
Proteste gegeben wegen Äußerungen 
von dir. Es heißt, du arbeitest an der Re- 
alisierung eines Fokus-Modelis. 

CF: Ich habe davon gehört. Zunächst: 


FUSSEK 


Es ist etwas schwierig, das zu präzisie- 
ren. Fokusmodelle gibt es schon z.B. in 
Holland oder in Schweden. Wir haben 
in München sicher nicht vor, eines die- 
ser Projekte zu kopieren. Wir, d.h. die 
VIF schon zweimal nicht, wir haben 
auch keine Absicht, irgendwie darauf- 
hin zu arbeiten. Wir arbeiten aber mit 
daran, die Situation in der ambulanten 
Betreuung in München zu verbessern. 
In diesem Zusammenhang sind wir da- 
bei, mit anderen Initiativen, die fort- 
schrittlich gesonnen sind, und mit be- 
hindsrten Menschen in den einzelnen 
Stadtteilen von München, Betreuungs- 


formen und Wohnformen zu schaffen, 
die möglichst vielen Behinderten die 
Möglichkeit geben sollen, ein selbstbe- 
stimmtes Leben zu praktizieren. Der 
Obergedanke ist aber bei allen, die von 
unserer Seite mitarbeiten, die echte 
Wahlmöglichkeit. Es muß ein breites 
Angebot an Wohn- und Betreuungsfor- 
men geben. In diesem Angebot können 
wir uns auch vorstellen, ich sag es jetzt 
mal ganz vorsichtig, daß fokusähnliche 
Betreuungsformen angeboten werden. 
dr: Ambulante Formen oder traditio- 
nelle, stationäre? 

CF: Das ist halt schwierig. Ich glaube 
hier nicht ausführen zu müssen, wie ich 
zu Heimen stehe. Ich muß jetzt aber 
auch aus der längjährigen Arbeit her- 
aus feststellen, daß wir immer wieder 


mit Behinderten konfrontiert werden, 
die eine stationäre Wohnform der am- 
bulanten vorziehen. Aus den unter- 
schiedlichsten Gründen: z.B. daß sie 
sich in ihrem Alter nicht mehr zutrauen, 
mit sogenannten freien Helfern zu le- 
ben, von ihnen betreut zu werden.Dann 
sicherlich die Erfahrung, daß die ambu- 
lanten Dienst häufig unzuverlässig 
sind, gekennzeichnet sind von hoher 
Personalfluktuation. Dann die Angst, 
an irgendeinem Wochenende mal un- 
versorgt zu sein. Zum Teil sind solche 
Erfahrungen, über längere Zeit ohne 
fremde Hilfe gewesensn zu sein, schon 


gemacht worden. Dann auch solche 
Behinderte, etwa in den Wohnungen 
der „Pfennigparade“, die schlicht weg 
sagen: „Ich will mich um nichts küm- 
merm‘, Ich möchte, daß auf Knopfdruck 
ein Helfer kommt, der mich anzieht, 
wäscht, zur Toi lette bringt, und dann 
will ich mein eigenes Leben führen. Ich 
will mich nicht um Ersatz kümmern 
müssen, wenn ein Helfer krank ist usw. 
Ich denke hier bei den stationären 
Wohnformen, die bevorzugt werden, 
nicht an Heimunterbringung, eher an 
Service-Häuser oder an Wohnungen 
wie in der Pfennigparade, wo Behin- 
derte Menschen in eigenen Aparte- 
ments oder Wohnungen sind und sich 
dann über einen zentralen Dienst die 
Hilfen holen, 

dr.: Die wählen die stationären Formen 
also, weil die ambulanten Angebote ge- 
genwärtig noch zu unzureichend sind? 
CF: Unter anderem, es gibt eine breite 
Argumentationspalette. Es gibt sicher 
auch Leute, bei denen die ambulante 
Betreuung funktioniert, die 24-Std. 
Pflege haben, die sagen: „Mich kotzt 
es an, daß immer ein Helfer in meiner 
Wohnung ist“. Nur, bei den gegebenen 
Bedingungen ist es nicht möglich, Hel- 
fer so zu organisieren, daß die mehr- 
mals am Tag für eine Stunde, halbe 
Stunde, vorbeikommen, und die in der 
Zwischenzeit nicht eingesetzt werden 
können. Deshalb hoffen wir, durch eine 
stadtteilorientierte, eine denzentale, 
kleinräumige Form hier eine Betreuung 
sicherstellen zu können, die dann den 
Leuten auch ein sicheres Angebot ma- 
chen kann, wobei sie dann sagen: 
„Heim ist vielleicht doch nicht so 
richtig”. 

dr.: Das ist ja schon ein wesentlicher 
Unterschied, ob ich als Betroffener 
ständig meine Hilfsperson erreichen 
kann, wenn ich sie brauche, oder ob ich 
sie mir teilen muß mit anderen. Stadt 
teilbezogenes Projekt, wie du das 
denkst, würde ja bedeuten, daß ich mir 
eine Hilfsperson teilen muß. 

CF: Wir spielen ja momentan in Mün- 
chen alle Variationen durch, angefan- 
gen von den traditionellen Formen der 
Soziaistationen, wo kein Mensch ge- 
fragt wird, welche Schwester kommen 
soll. Da kommt halt eine, macht ihre 
Grund- und Behandlungspflege. Wenn 
die Betroffenen dann Glück haben - 
hier geht es um kranke Menschen - 
dann haben sie eine Tagwache, oder 
sogar mal eine Nachtwache. Also ange- 
fangen von den Soziaistationen bis hin 
zu dem Personenkreis der Zivildienst- 
leistenden und der sogenannten freien 
Halfer und Helferinnen oder „10-Mark- 
Helfer“ oder, nennen wir sie beim Na- 
men, Schwarzarbeiter. 

In München ist es soweit, daß rund 100 
behinderte Menschen 24- Stunden- 
Hilfe haben. Diese Helfer müssen, da ja 
nicht der Personalstand zu groß sein 


soll, fest angestellt werden. Wer macht 
das? Macht das der Behinderte selbst, 
dann ist das die obtimale Form, weil er 
dann sagen kann: „Ich stelle meine ei- 
genen Leute an“. Dann muß er aber 
auch die Konsequenzen eines Arbeit- 
gebers tragen. Da sage ich ganz klar, 
die behinderten Menschen, die das 
konsequent durchziehen, kann ich an 
einer Hand abzählen in den letzten Jah- 
ren. Die die sagen: „Ich stell dich an, 
du hast bei mir Lohnfortzahlung im 
Krankheitsfall, Kündigungsschutz, 
Mutterschutz usw. ‚Viele, die das prak- 
tiziert haben, kommen wieder und 
möchten Zivildienstleistende haben, 
weil sie sonst nur noch mit ihren Arbeit- 
geberaufgaben zu tun haben, in einem 
eigenen kleinen Lohnbüro. Es gibt auch 
sehr schlechte Erfahrungen. Da stellt 
ein Behinderter einen Helfer an, und 
nach einem Monat sagt der: „Du, ich 
hab mir das anders überlegt. Ich habe 
jetzt einen Job in meinem Beruf. Ich hör 
wieder auf.‘ Der hat den gerade bei der 
Krankenkasse angemeldet, geht alles 
wieder zurück. Sowas in einem fort. 


Artueies 


die randschau 


Das sind jetzt keine Beispiele, die wir 
uns an den Haaren herbeiziehen. 

Die VIF selber hat jetzt eine Größe er- 
reicht, die bekanntermaßen auch nicht 
unumstritten ist - wir sehen das selber 
kritisch - mit knapp 80 Zivildienstlei- 
stenden. Wir haben jetzt, weil wir von 
Behinderten gebeten worden sind, ei- 
nige Helfer direkt angestellt. 

Dann gibt es das nächste Problem, der 
Bezahlung. In München werden 10,- 
DM die Stunde bezahlt. Im Klartext: 
Wenn der Helfer das Geld versteuert, 
kriegt er nicht einmal 7,- DM pro Stunde 
auf die Hand. Behinderte in der 
24-Stunden-Hilfe kosten - nüchtern ge- 
sagt - zwischen 7 - und 12.000 DM im 
Monat. Das Thema beschäftigt ja ge- 
rade die Verwaltungsgerichte. Noch 
läuft es da positiv, Glücklicherweise hat 
bei den Verwaltungsgerichten noch nie 
ein Richter gefragt, wie denn die Leute 
beschäftigt sind. In dem Moment, wo 
das öffentlich würde, daß diese 7-, 8-, 
9.000 DM allein schon für Schwarzar- 
beitsstellen gezahlt werden müssen, 
denke ich, wird das Problem noch gra- 
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vierender. Wir haben jetzt schon 
Schwierigkeiten bei dieser Summe. Ich 
halte es, obwohl ich Optimist bin, für in- 
diskutabel, vorm Verwaltungsgericht 
für 100 Behinderte pro Monat je 15-, 
16,000 DM ohne Wohnung ohne Hilfe 
zum Lebensunterhalt, also rein für 
Pflege, durchzukriegen. Bei der derzei- 
tigen Pflegediskussion halte ich das für 
utopisch. Wir haben ja bekannterma- 
ßen eine gute Presse für uns in Mün- 
chen. Keine Zeitung bishin zu den kon- 
servativen, die nicht dem Interesse 
behinderter Menschen wohlwollend ge- 
genübersteht. Jede Gerichtsverhand- 
lung wird positiv begleitet. Doch auch 
die sagen uns: Was über die aktuell dis- 
kutierten Beträge rübergeht, das kön- 
nen wir unseren Lesern nicht mehr ver- 
kaufen. Wir kriegen schon Leserbriefe, 
die wir gar nicht abdrucken. Der näch- 
ste Punkt ist der Mangel an Helferinnen 
und Helfer. Ohne zu lamentieren, ich 
kann nur jedem mal empfehlen, hier bei 
uns einen Alltag mitzuerleben und die 
Formen der Anfragen. Es betrifft in der 
Regel nicht die behinderten Menschen, 
die selbständig sind. Wir haben viele 
Leute, die nicht als “pflegeleicht" gel- 
ten. Das spricht sich unter den Helfern 
rum. Die haben ganz klare Vorstellun- 
“gen, wo sie arbeiten wollen. Die möch- 
ten natürlich am liebsten bei einem un- 
ternehmungslustigen Behinderten ar- 
beiten, weniger gern bei älteren Men- 
schen oder bei einem, der den ganzen 
Tag Video schaut. Für bestimmte Men- 
schen, die wir ja auch nicht in Heime 
übermitteln wollen, kriegen wir immer 
schwieriger Helfer, und zwar zuverläs- 
sige Helfer. Jobber? O.k. kein Problem, 
Aber langfristige Helfer, da wird es 
schwierig. 
dr: Unter diesen Gesichtspunkten wür- 
dest du sagen, daß der Anspruch der 
einzelnen Behinderten auf ihren indivi- 
duellen Helfer zurückgenommen wer- 
den muß. 
GF; Nicht zurückgenommen. Wir müs- 
sen, das ist für uns wichtig, gewisse 
Dinge aktuell lösen, über die wir vor 
Jähren nicht diskutieren mußten, weil 
noch nicht so viele Behinderte sich ge- 
traut haben, aus den Heimen auszuzie- 
hen zum Beispiel. Wir müssen Tabus 
ansprechen, intern diskutieren Zzu- 
nächst mal. Wobei wir nicht naiv sein 
dürfen. Die Sozialamter wissen ja auch 
was läuft. Es ist eine groteske Situation: 
Wir wollen politisch was verändern, wir 
weisen auf den Helfernotstand hin öf- 
Tentlich, und das Sozialamt sagt: „Äha, 
wir haben jetzt schon den Helfernot- 
stand, und da wollen noch mehr aus 
den Heimen raus. Das geht dann ja 
nicht“, Hinzukommt, daß das heute 
erstmal ein Münchener Problem ist. 
Aufgrund der relativ guten Infrastruktur 
für Behinderte wollen viele hierherzie- 
hen oder, wenn sie in der „Pfennigpa- 
rade“ waren, hier bleiben. Das bedeu- 
tet, daB die Stadt München diese Ko- 
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sten alle übernehmen muß. Ich zerbre- 
che mir nicht den Kopf der Stadt 
München. Aber wenn ich sehe, wie 
selbst in den Landkreisen um München 
herum keinerlei Angebote mehr ge- 
schaffen werden, die wissen doch was 
hier passiert. Auch andere Städte wis- 
sen das. Ich befürchte, daß die ambu- 
lante Dienste gar nicht mehr anbieten, 
um ja nicht in die Kostendiskussion hin- 
einzukommen. 

dr: Was meinest du nun mit der Tabu- 
diskussion? 

CF: Wenn ein Heifermangel da ist, 
müssen wir natürlich erstmal darum 
kämpfen, daß hier eine bessere Bezah- 
lung stattfindet, Wohnungsbau, Abbau 
der Heime usw. Ich bin lange genug 
hier tätig, um zu wissen, daß die politi- 
sche Lobby nicht gerade auf unserer 
Seite ist. Auch die Krüppelbewegung 
hat ihre Erfahrung gemacht, was zu 
schaffen ist. Auch die GRÜNEN. Ich 
sage nur Pflegekosten versicherung. 
Ich erlebe wenig Proteste noch, die sich 
für die Probleme der Pflege einsetzen, 
Wenn wir in München es schaffen, daß 
zu den Verhandlungen 50 bis 100 Leute 
gehen, dann ist es sehr viel. Da schaf- 
fen wir den Protest nur, wenn ein ganz 
konkretes Problem ansteht, eine per- 
sönliche Betroffenheit. Aber es ist kei- 
nerlei oder ganz wenig politischer 
Druck da, wo wir das Gefühl haben, wir 
können hier mal die Macht spielen 
lassen. 

dr: Nun wird in der Bewegung gesagt: 
Wenn wir von unserer Forderung ablas- 
sen, wenn wir selbst schon andere Mo- 
delle anbieten, die nicht mehr von der 
persönlichen „Verfügbarkeit“ über den 
Helfenden ausgehen, dann schwächen 
wir uns. 

GF: Das Argument kenne ich, da ist 
auch was dran. Ich gebe zu, daß wir 
hier unter dem enormen Druck andere 
Überlegungen angestellt haben. Wir 
von der VIF oder vom Arbeitskreis 
„Menschenrechtsverletzungen in Hei- 
men“ sind die Letzten, die nicht vor Ge- 
richt gehen. Wir haben ja auch schon 
viel erreicht vorm Verwaltungsgericht. 
Aber auch wir fragen, wie weit wir noch 
gehen können. Wir haben keine Angst 
vor den Gerichten, aber wir werden 
langfristig Probleme mit dem Pflege- 
personal kriegen. Wenn wir wollen, daß 
alle aus den Heimen raus kommen, 
dann müssen wir bei begrenztem Per- 
sonal Kompromisse eingehen, 

dr: Laß uns mal aufzählen, welche In- 
teressen eigentlich bei Euerer Arbeit 
zusammenkommen. Da sind die Inter- 
essen der Pflege bedürftigen nach ei- 
ner qualitativ hochwertigen Pflege bei 
wenig eigenem Einsatz. Dann kommen 
die Helfer mit ihrem Interesse nach fi- 
nanzieller und sozialer Absicherung... 
CF: Ja, da gibt es von beiden Seiten Ar- 
beitsmsthoden, die mit “frühkapitali- 
stisch”“ vorsichtig umschrieben sind, 
Wo behinderte Menschen sich in der 


Kneipe von einem Helfer trennen, an- 
dererseits auch Helfer abrupt die Hilfe 
einstellen. 

dr:.. weiter sind da die Interessen des 
Sozialamtes, möglichst Kosten zu 
sparen. 

CF: Wobei ich sagen muß, wenn ich so 
andere Städte sehe, da ist unser Sozial- 
amt noch aufgeschlossen. Es gibt z.B. 
vor Zeugen eine Aussage der Leiterin 
des Sozialamtes, Frau Knauer: „Was 
unter 16 Stunden Betreuung pro Tag 
liegt, das interessiert uns nicht. Wir wol- 
len diesen Automatismus nicht, daß 
viele Behinderte sagen, sie seien be- 
hindert und bräuchten 24-Stunden- 
Pflege“. 

dr: Da gibst du ihr eigentlich auch 
recht. 

CF: Da gebe ich ihr recht, Vorallem, ich 
will jetzt keine Miß brauchsdebatte an- 
fangen, aber wir müssen mal selbstkri- 
tisch rumgucken, daß es auch eine 
ganze Reihe Leute gibt, die überver- 
sorgt sind. Ich kenne Leute, die waren 
im Heim selbständiger und fitter als 
heute. Es gibt Behinderte, die gehen 
nur noch mit ihrem Helfer in die Kneipe, 
obwohl das von der Hilfe her nicht nötig 
wäre. Ich weiß nicht, was das mit Inte- 
gration zu tun hat. dr: Bleiben wir noch- 
mal bei den unterschiedlichen Interes- 
sen. Nun kommt noch das Interesse der 
Organisation „VIF". 

CF: Das ist nicht das größte. Wir könn- 
ten ja, wenn wir unsere Kapazitäten 
ausgelastet haben, sagen: „Nein, wir 
können keine Hilfe zur Verfügung stel- 
len.“ Da wir aber in der Regel als letzte 
Institution angerufen werden, nachdem 
in den Stadtteilen alles abgeklappert 
wurde, bedeutet eine Absage von uns - 
na, da werden jetzt wieder einige vom 
Helfersyndrom sprechen -, daß der be- 
tref fende Mensch ins Pflegeheim muß, 
wenn überhaupt ein Piatz da ist. Aber 
wir sagen aus unserer ideologischen 
Haltung: „Wir sind zuständig“ und im- 
provisieren dann auch schon was. 

dr.: Du hast jetzt euer Interesse als So- 
zialarbeiter und Sozialarbeiterinnen 
beschrieben. Gibt es noch ein Inter- 
esse der Organisation als solcher? 

CF: Wir sind aus politischen Gründen 
mit der VIF angetreten, weil wir bewei- 
sen wollen, daß behinderte Menschen 
nicht im Heim leben müssen. Wir se- 
hen aber als Organisation: Die Mitar- 
beiter hier zumindest sind am Rande 
ihrer Leistungskraft. 

dr: Es gibt diese verschiedenen Interes- 
sen. Wessen Interessen vertrittst du? 
GF: Ich vertrete die Interessen der 
Leute, die bei uns um Hilfe nachfragen, 
und die Interessen der Angehörigen, 
die mit dem Problem Pflege völlig al- 
eingelassen werden. Das denke ich ist 
vorrangig. Darum geht es mir: Die Be- 
treuung sicherstellen, so optimal, wie 
irgend möglich, und beweisen, daß es 
geht. 

dr: Wenn du sagst, du würdest die Inter- 
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essen der Betroffenen vertreten, müs- 
sen wir ja jetzt unterscheiden: Einmal 
das Interesse, daß möglichst viele 
Leute bei einem begrenzten Persona- 
angebot in den Genuß der Pflege kom- 
men. Andererseits das Interesse derer, 
die eine 24- Stunden-Pflege haben, an 
der „Verfügbarkeit“ ihrer Hilfe. 

CF: Unter den gegebenen Umständen 
muß es darum gehen, daß kein Behin- 
derter in ein Heim muß. Aber zwei be- 
hinderte Menschen, die nebeneinan- 
der wohnen im selben Haus, die kön- 
nen sich zusammentun, ohne Fokus- 
diskussion, und sich ab Mitternacht 
den Helfer teilen. „Eine Nacht schläft er 
bei dir, eine Nacht schläft er bei mir“ 
Das bedarf keiner großen Organisation, 
keines Apparates. Viel leicht braucht 
man aus Zuschußgründen einen Trä- 
ger, aber einen der den behinderten 
Menschen die Mitsprache bei allen Din- 
gen sichert. 


dr: Das muß man dann ja örtlich zu- 
sammenziehen? 

CF: Nun, es gibt noch kein schriftliches 
Modell, wie das ablaufen soll. Behin- 
derte sollen sich zusammentun, die sa- 
gen: „O.k., wir helfen uns gegenseitig.“ 
Da muß mehr Solidarität her. Darüber 
muß man diskutieren, Wie können wir 
ohne Zwang die verschiedenen Interes- 
sen unter einen Hut kriegen? 

dr: Letzte Frage: Verstehst du die VIF 
noch als Bewegungsinitiative? 

CF: Ich verstehe sie nach wie vor als 
Bewegungsinitiative.Selbst- verständ- 
lich wird man durch 10 Jahre Tätigkeit, 
durch den Alltag etablierter, was ich so- 
wohl positiv wie negativ sehe. Positiv, 
weil wir dadurch auch ein Stück Macht 
haben, man kann uns nicht mehr weg- 
kürzen. Negativ, weil wir natürlich mer- 
ken, daß wir unter gewissen Zwängen 
stehen. 


PSYCHIATRIEZEITUNG GEGEN 
VERWAHRANSTALTEN 


Ehemalige Larngzeitpsychiatriepatien- 
ten aus Bremen-Blankenburg stellen 
die Erstausgabe ihrer Zeitung der Öf- 
fentlichkeit vor. 
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Es ist geschafft: Über ein Jahr hat es 
gedauert, bis die Erstausgabe einer 
Zeitung, die von ehemaligen Lang- 
zeitpsychiatriepatienten erstellt wurde 


Scene : die randschau 


und den symbolträchtigen Namen 
„IRRTU(R)M“ trägt, der Öffentlichkeit 
präsentiert werden konnte. 

Anläßlich der Herausgabe des 
IRRTU(R)M fand jüngst eine Presse- 
konferenz statt, in der die 10 Frauen 
und Männer des Redaktionskollektivs 
sich selbst und ihr soeben fertiggestell- 
tes Produkt der Bremer Tagespresse 
und dem Rundfunk präsentierten. Dar- 
über hinaus wurde die Herausgabe der 
Erstnummer in Form eines Pressefe- 
sites begangen, zu dem vornehmlich 
Psychiatriepatienten aus den Kliniken 
und Bewohnerinnen wie Bewohner aus 
den unterschiedlichsten betreuten 
Wohnangeboten Bremens geladen 
waren. 

Gekommen sind ca. 100 Personen, dar- 
unter auch Mitarbeiter, Behördenvertre- 
ter und andere Interessenten. 

Auf diesem Fest stellte sich die Zei- 
tungsinitiative den Gästen mit ihren In- 
tentionen vor und skizzierte den müh- 
samen Weg von dem ersten Treffen der 
Redaktionsgruppe bis hin zur Druckle- 
geung des IRRTU{R}M. Am Anfang 
stand eine Idee, im Grunde genommen 
eine ganz spannende Idee: Ehemalige 
Psychiatriepatienten, die derzeit in be- 
treuten Wohngemeinschaften der “in- 
itiative zur sozialen Rehabilitation und 
Vorbeugung psychischer Erkrankun- 
gen e.V leben, schaffen sich ein Me- 
dium, um ein Sprachrohr für ihre Be- 
lange in der Öffentlichkeit zur Verfü- 
gung zu haben. Diese Menschen, die 
z.T. jahrzehntelang in der Langzeitpsy- 
chiatrie als hoffnungsiose Pflegefälle 
unter menschenunwürdigen Bedingun- 
gen ruhiggestellt und verwahrt wurden, 
haben den Willen und die Ausdauer 
aufgebracht, die Erstausgabe der vor- 
liegenden Zeitung zu erstellen. Dabei 
konnten zwar einige Redaktionsmitglie- 
der auf die Erfahrung ihrer Mitarbeit bei 
dem Blankenburger „Klosterboten“ - 
das war eine Patientenzeitschrift aus 
der Längzeitanstalt Kloster Blanken- 
burg - zurückgreifen. Dennoch erga- 
ben sich aus den unterschiedlichen 
Ausgangs- und Realisierungsbedin- 
gungen für dieses Zeitungsprojekt 
auch ganz verschiedene Anforderun- 
gen an die Bewohnertnnen hinsichtlich 
des Organisationsrahmens der Redak- 
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tionsarbeit. Waren die MitarbeiterInnen 
vor einigen Jahren noch als Insassen 
einer Anstalt aktiv, so verwenden sie 
heute neben der Bemühung um eine in- 
takte Lebensführung einen Teil ihrer 
Zeit für die Mitarbeit in der Zeitungs- 
gruppe. Begleitet wird dieses Projekt 
von drei Mitarbeiterinnen der 0.9. „In- 
itiative... e.V." Da wir alle bei Null an- 
fangen mußten, war es zunächst wich- 
tig, einen regelmäßigen Treffpunkt zu 
vereinbaren und den dafür notwendi- 
gen Raum zu finden, in dem unsere Sit- 
zungen stattfinden konnten. Nachdem 
sich ein stabiler Kern von MitarbeiterIn- 
nen in der Redaktionsgruppe gebildet 
hatte, mußte überlegt werden, für wel- 
chen Leserkreis die Zeitung herausge- 
geben werden soll. Die Adressaten soll- 
ten in erster Linie derzeitige und ehe- 
malige Psychiatriepatienten sein. Dar- 
über hinaus war man sich einig, daß 


sich der IRRTU{R)M auch an die Wohn- 
bevölkerung, die in der Umgebung der 
bestehenden Wohngemeinschaften 
lebt, sowie an alle interessierten Leser 
des öffentlichen und privaten Sektors 
wenden sollte. 

Die Zeitungsinitiative möchte über den 
Weg von Veröffenilichungen versu- 
chen, Informationen über das vergan- 
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gene und gegenwärtige Leben von 
ehemaligen und derzeitigen Psychia- 
triepatienten innerhalb und außerhalb 
der psychiatrischen Klinik zu geben. 
Zudem soll mit der Herausgabe dieser 
Schrift erreicht werden, auf einen be- 
nachteiligten Personenkreis und seine 
Erfahrungen und Probleme beim Be- 
schreiten des mit vielen Hindernissen 
gepflasterten Weges zur Teilnahme am 
gesellschaftlichen Leben aufmerksam 
zu machen. 


Die Erstausgabe des IRTU(R)M will 
u.a. ein anregendes Startsignal an alle 
Leserinnen zur freien bzw. festen Mitar- 
beit bei seiner Redaktion aussenden, 
die daran interessiert sind, den IAR- 
TURM als IRRTUM zu entlarven, Wer 
Lust hat, die Arbeit tatkräftig zu unter- 
stützen, ist herzlich willkommen. Zu- 
dem besteht das Interesse,zu wissen, 
ob der IRRTU(R)M mit seiner Erstaus- 
gabe in etwa den Lesergeschmack ge- 
troffen hat. Um dies zu erfahren, ist das 
Echo der Lesermeinung notwendig. 
Vielleicht gibt es interessierte Leser, die 
Anregungen geben oder Änderungs- 
bzw. Verbesserungsvorschläge ma- 
chen können, die gern entgegenge- 
nommen werden. Dies kann schriftlich 
an unsere Redaktionsadresse oder 
auch durch einen Besuch bei der wö- 
chentlich stattfindenden Redaktionssit- 
zung mittwochs um 11 in der Travemün- 
dener Str. 7a in Bremen erfolgen. 

Aber dazu Ist es erforderlich, den 
IRRTU(R)M erst einmal in den Händen 
zu haben. Wer den IRATU{R)M gerne 
zugeschickt haben möchte oder an ei- 
ner Mitarbeit interessiert ist, wende 
sich schriftlich oder telefonisch an Gott- 
hard Raab bei der „Initiative zur sozia- 
len Rehabilitation und Vorbeugung psy- 
chischer Erkrankungen e.V., Travemün- 
dener Str. 7a, 2800 Bremen i, Tel.: 
0421/396 48 08, Da die Erstausgabe 
kostenlos ist, um sie auch Interessen- 
ten mit wenig Geld zukommen zu las- 
sen und sie breit zu streuen, aber finan- 
ziell derzeit keinerlei Geldmittel für die 
nächste Ausgabe vorhanden sind, sind 
wir für jede Spende auf unser Konto mit 
der NR. 1179159, BLZ 290 50 101 bei 
der Sparkasse Bremen, Kennwort „Zei- 
tungsinitiative” dankbar. 


‚kostenloses Probeexemplar anfordern 


Ich abonnıere dıe randschew iur 1 Jahr. Wenn ıch das Ab- 
onnement nıcht2 Monate vor Ablauf kundige, verlängert sıch 
das Abonnement automatisch um 1 Jahr 


Geworben hat mich Ihr Abonnement/in 

Name 

Straße 

On: ; 

schickt ıhr/ıhm bitte das Buch 

Dafür habe ich DM 20,- 
überwiesen au! das Konto 


CeBeef-Köln — die randschau 
Konto-Nr. 153 30—508 {BLZ 370 100 50) 
Postgiroamt Köln 

einen Scheck beigelugt 


Lieferung ab: 
(auch ruckwirkend) 


Name 
Straße. 
On 


Datum . Unterschrit \ 


Ich abonniere die randschww tur 1 Jahr Wenn ıch das Ab- 
onnament nıcht2 Monate vor Ablauf kundıge. verlangart sıch 
das Abonnement automatisch um 1 Jahr 


Geworben hat mıch Ihr Abonnementin 
Name 
Strafe. 
ER: 6: 
schickt ıhr/ıhm bitte das Buch 
Dafur habe ıch DM 19.— 
uberwiesen aut das Konto 


CeBeeF-Köln — die randschau 


Konto-Nr. 153 30—508 (BLZ 370 10050) | 
| 


Postgiroamt Köln 
einen Scheck beigefugt 


Listerung ab 
(auch Tuckwırkend) 


Name 
Straße 


U nlerschrift 


Z Ich bestelle eine Probesassette der die 
randschau tür Blinde fürDM5.— 


Z Ich abonniere die die randschau für Blinde 
zunächst für 6 Ausgaben (DM 30,-) 

Die Probekassette muß 3 Wochen nach Erhalt 
wieder zurickgeschickt werden. Wenn ıch das 
Abonnement nıcht vor Erhalt der Kassette kundı- 
ge, verlängert sich das Abonnement automa- 
isch. 

Ich habe den zu zahlenden Betrag 


_ überwiesen auf das Konto 
CeBeeF-Köln — die randschau 


Konto-Nr. 153 30—508 (BLZ 370 10050) 


Prstgiroamt Köln 
_ als Scheck beigelegt. 


Stale kan 


ed 


Untersehrh 


MT 


Postkarte / 
Antwort 
Bırte 
kemachen 
ww 
die randschau 


POHLMANSTR.3 
5000 KÖLN 60 


Postkarte / 
Antwort 


Bitte 


treımachen 


die randschau 
PFOHLMANSTR.13 


5000 KÖLN 60 


Postkarte / 
Antwort 


Bitte 


fremachen 


die randschau 
POHLMANSTR.I13 


5000 KÖLN 60 


DGSP - Jahrestagung 1989: 


Die Entdeckung der 
Langsamkeit 


oder 
Was wir von Langzeitpatienten für die | 
Akutpsychiatrie lernen können 
Bonn 
8. bis 10. Dezember 1989 
Themen: 
Kinder- und 
Jugendpsychiatrie 
Neuroleptika 
Psychotherapie 
Maßregelvollzug 
Krankheitsmodell 
Perestroika 


Programme: 


Bundesgeschäftsstelle: 


; Stuppstraßle 14 
De Geseh die für 5000 Köln 30 (Ehrenfeld) 
e = j Telefon (0221) 511002 


